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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Diskussion um lebenswerte Städte und um die 

Zukunft der Innenstädte hat im Zuge der durch Corona 

zugespitzten Probleme erheblich an Fahrt aufgenom-

men. Wir halten einen solchen Meinungsaustausch zu 

den besten Standpunkten und zu den sinnvollsten Maß-

nahmen für dringend notwendig – und als ver.di im 

Handel tragen wir mit unseren Analysen und Positionen 

konstruktiv dazu bei.

Die vorliegende Broschüre liefert Hintergrundinforma-

tionen und Standpunkte, mit denen wir gute Zukunfts-

perspektiven auch für den innerstädtischen Einzelhandel 

aufzeigen wollen. Unser Landesfachbereich in Nordrhein-

Westfalen hat wertvolle Vorarbeiten dafür geleistet. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist eines völlig klar: Für uns 

stehen die Interessen unserer Mitglieder im Vordergrund. 

Städte und Gemeinden dürfen nicht einigen wenigen 

Immobilienkonzernen und Handelsketten ausgeliefert 

sein. Was dort passiert, geht uns alle an – vor allem auch 

die dort Beschäftigten.

Die meisten Krisenerscheinungen, die sich in Leer-

ständen, Geschäftsaufgaben und Firmenpleiten nie-

derschlagen, haben nur sehr bedingt etwas mit der 

Pandemie zu tun. Sie sind dadurch allenfalls verstärkt 

worden. Auslöser ist der intensive Verdrängungs- und 

Vernichtungswettbewerb, bei dem große Konzerne 

kleine und mittelständische Händler an die Wand drü-

cken. Er muss gestoppt werden! Und hier ist auch die 

Politik gefordert, denn die fortschreitende Macht- und 

Marktkonzentration hat gesellschaftliche Folgen, die 

sich sehr negativ auswirken: Die dramatische Tarifflucht 

muss ebenso bekämpft werden wie die damit einher-

gehende Erwerbs- und Altersarmut, die bei vielen Be-

schäftigten zunimmt. 

Zu unseren Kernforderungen gehört eine gesetzliche An-

passung, damit die Tarifverträge wieder für allgemein-

verbindlich erklärt werden können. Um die notwendigen 

strukturellen Veränderungen im Handel zu unterstützen 

(Stichwort: Digitalisierung) fordern wir darüberhinaus 

einen öffentlichen Transformationsfonds. Damit sollen 

Maßnahmen zu Lasten der Beschäftigten verhindert 

sowie Arbeitsplätze und Einkommen gesichert werden. 

Finanziert werden soll dieser Fonds durch Abgaben von 

Unternehmen, die am meisten von der aktuellen Bran-

chenentwicklung profitieren. 

Mit Umverteilung, sinnvoller Regulierung und guten 

Konzepten lassen sich viele Probleme angehen und die 

Zukunft des Handels gestalten, damit Innenstädte attrak-

tiv bleiben oder wieder zu sozialen Begegnungsstätten 

werden. Wesentlich ist es, das Knowhow und die Vor-

schläge der Beschäftigten bei allen Veränderungsprozes-

sen einzubeziehen. Doch dazu mehr in unserer neuen 

Broschüre. Viel Spaß beim Lesen!

Stefanie Nutzenberger

Leiterin des ver.di-Bundesfachbereichs Handel
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Vorbemerkungen

Seit mehreren Jahren wird in Deutschland über die dro-

hende Verödung der Innenstädte diskutiert. Die Corona-

Pandemie zeigt die Probleme des stationären Handels 

wie durch ein Brennglas. Onlinehandel und Covid-19 ha-

ben tiefe Spuren hinterlassen: verwaiste Einkaufsstraßen, 

Filialschließungen, leerstehende Einkaufszentren und 

verödete Fußgängerzonen prägten lange Zeit vielerorts 

das Stadtbild. Es gibt viel Unsicherheit über die Zukunft 

des innerstädtischen Handels, und damit auch über die 

Zukunft der dortigen Arbeitsplätze. 

Doch das Thema Verödung der Innenstadt ist nicht neu! 

Schon seit vielen Jahren wird darüber debattiert, immer 

mal wieder, denn die Innenstädte haben in den letzten 

Jahrzehnten mehrere Krisen erlebt – und überlebt. Es ist 

eine Geschichte von Niedergängen und Renaissancen 

der City, von Blüte, Verödung, Revitalisierung, neuer 

Krise – und einer möglichen (Re-)Vitalisierung.

Es wurde viel geredet, auf Tagungen und Kongressen, 

aber es wurden keine wirksamen Maßnahmen ergriffen. 

Die heutigen Probleme sind auch eine Folge fehlenden 

politischen Handelns! 

Jetzt, da die Not groß ist, wird in vielen Bereichen und 

auf verschiedenen Ebenen darüber debattiert, wie sich 

die Zukunft der Innenstadt gestalten lässt. Allgemeiner 

Konsens ist, dass sich die Innenstädte wandeln müssen, 

wenn sie überleben wollen. 

ver.di Handel beschäftigte sich bereits vor der Pandemie 

mit der Entwicklung der Innenstädte und will sich an die-

ser Diskussion beteiligen. Wir wollen unsere Ideen und 

Positionen hier im Einzelnen vorstellen. 

Bevor man sich mit der Zukunft beschäftigt, muss man 

erst einmal kritisch zurückblicken. Wenn man über die 

Zukunft der Innenstädte diskutieren will, muss man sich 

mit deren Vergangenheit beschäftigen. Die Zukunft lässt 

sich nur gestalten, wenn man bereit ist, aus den Erfah-

rungen der Vergangenheit zu lernen.

Der Onlinehandel und Covid-19 sind nicht die Verursa-

cher der aktuellen Krise. Diese Gründe liegen tiefer, sie 

haben lange vor Corona begonnen und sich schon sehr 

früh angekündigt.

Die Entwicklung und Fehlentwicklung der Innenstadt 

ist seit jeher eng mit den Veränderungen im Einzelhan-

del verknüpft. Über lange Zeit war der Handel prägend 

für die Stadtentwicklung. Wir wollen uns zunächst an-

schauen, wie sich das Verhältnis von Stadt und Handel 

in den letzten 70 Jahren verändert hat. Die Entwicklung 

des Einzelhandels, und damit auch die der Innenstädte 

findet in dem Spannungsfeld von »freien Marktkräften« 

und Planungsrecht statt. Wie die Geschichte der letzten 

Jahrzehnte zeigt, haben sich dabei meist die Kräfte des 

Marktes, sprich die Interessen mächtiger Handelsunter-

nehmen und Investoren durchgesetzt. Das hatte oft gra-

vierende negative Folgen.

Wir werden uns zwei große Zeiträume anschauen, zu-

nächst den von 1950 bis 2000, und dann die letzten 

beiden Jahrzehnte. Wir wollen zeigen wie dieser Prozess 

verlaufen ist und welche Faktoren und Akteure die Ent-

wicklung maßgeblich geprägt haben. 

Daran anschließend werden wir unsere Eckpunkte zur 

Gestaltung einer lebenswerten (Innen-)Stadt im Einzel-

nen vorstellen. Dabei gilt es zu beachten: Jede Stadt ist 

verschieden, jede Stadt hat ein eigenes Profil und eine 

eigene Geschichte. Es gibt nicht »die« Innenstadt, und 

es gibt nicht nur Großstädte, es gibt vor allem sehr viele 

Mittel- und Kleinstädte (siehe dazu Anlage 2 im Anhang). 

Die (Innen-)Stadt und der 
Handel von 1950 bis 2000

1
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Die Blütezeit(en) der Warenhäuser

In dieser noch sehr tristen Einzelhandelslandschaft nah-

men die Warenhäuser mit ihrem riesigen Sortiment eine 

Sonderstellung ein. Sie konnten bereits auf eine lange 

Tradition zurückblicken. Der Prototyp dieser »Kathedra-

len des Handels« eröffnete 1852 in Paris. Über New York 

und London kam das Warenhaus schließlich 1879 nach 

Deutschland. In Stralsund eröffnete Leonhard Tietz seine 

erste Filiale. Später wurde daraus Kaufhof. Zwei Jahre 

später folgte Rudolph Karstadt in Wismar. Und ein Jahr 

danach Oscar Tietz, Bruder von Leonhard Tietz, in Gera 

(später Hertie). 

Auf den riesigen Verkaufsflächen gab es so gut wie al-

les zu kaufen. Dabei galt den Warenhäusern als oberstes 

Prinzip der freie Eintritt ohne psychologischen Kauf-

zwang. Ihr Motto hieß »großer Umsatz, kleine Preise« – 

und das in einer spektakulären Kulisse. Die Warenhäuser 

jener Zeit waren pompöse Luxusbauten mit einer mo-

numentalen Architektur. In Berlin entstanden palastähn-

liche Bauten, wie Kirchen mit imposanten Lichthöfen. 

Die Warenhäuser zielten auf breite Käuferschichten, 

Luxusgüter sollten auch für normale Bürger bezahlbar 

sein. Im Warenhaus jener Zeit traf man adlige Damen 

ebenso wie Handwerker und Arbeiterfrauen. So auch bei 

Wertheim in der Leipziger Straße. 1910 besuchte Kaiser 

Wilhelm II. nebst Gattin Auguste Viktoria diesen Luxus-

tempel. Der Kaiser adelte mit seiner Visite den ehemali-

gen Krämer Wertheim zum Warenhaus-König...

1929 eröffnete Karstadt am Berliner Hermannplatz eines 

der größten Warenhäuser der Welt: Auf neun Etagen 

arbeiteten dort anfangs 4.000 Beschäftigte. Diese (erste) 

Blütezeit der Warenhäuser reichte bis in die 1930er Jahre. 

Während des 2. Weltkrieges wurde ein Großteil der Wa-

renhaus-Filialen zerstört oder schwer beschädigt. Doch 

Der Einzelhandel im 
Nachkriegsdeutschland

Die wirtschaftliche Situation im Nachkriegsdeutschland 

war zunächst von einem sehr starken Wachstum des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) geprägt. Im Durchschnitt 

stieg das BIP zwischen 1950 und 1960 um 8,2 Prozent. 

Der Einzelhandel bot in dieser Periode des deutschen 

»Wirtschaftswunders« wenig Vielfalt, sowohl in Bezug 

auf das Warenangebot, wie auch hinsichtlich der Ver-

triebsformen. Die lokale Warenversorgung mit Lebens-

mitteln und Artikeln des täglichen Bedarfs fand im 

Wesentlichen über ein dichtes Netz von »Tante Emma-

Läden« und kleinen inhabergeführten Fachgeschäften 

statt. Auch die Konsumgenossenschaften entstanden 

wieder. Daneben gab es eine Vielzahl von Metzgereien 

und Bäckereien.

Hunderttausende kleiner selbstständiger Einzelhänd-

ler bedienten ihre Kundschaft. Selbstbedienung war in 

Deutschland noch ein Fremdwort. Ein Preiswettbewerb 

fand praktisch noch nicht statt, für Markenartikel galt 

die Preisbindung der zweiten Hand. 1962 trat dann mit 

Aldi der erste Discounter auf den Plan, mit einem Sor-

timent von 300 Artikeln die zu Niedrigpreisen angebo-

ten wurden. Albrecht umging die Preisbindung mithilfe 

von Eigenmarken. Allmählich breitete sich nun auch 

hierzulande das Prinzip der Selbstbedienung aus. Preis-

wettbewerb fand mehr und mehr statt, da die vertikale 

Preisbindung immer löchriger wurde. 1974 wurde diese 

per Gesetz abgeschafft.



/  9 

schon sehr bald wurde das Filialnetz wieder ausgebaut 

– bereits Anfang der 1950er Jahre begann die Expansion 

– zunächst in angestammten Standorten, dann wurden 

auch Filialen in Mittelstädten eröffnet. Die neuen Wa-

renhausfilialen unterschieden sich architektonisch sehr 

stark von ihren Vorgängern – anstatt der neugotischen 

Pracht gab es nun vielerorts die Horten-Kacheln von Eier-

mann, oder die Hertie-Platten. Dennoch galten die Wa-

renhäuser den meisten Deutschen in dieser Zeit als echte 

»Sehnsuchtsorte«. Wegen der riesigen Auswahl, ihren 

fein dekorierten Schaufenstern, der qualifizierten Bera-

tung und Bedienung, ihrer repräsentativen Gestaltung, 

den Aufzügen und Rolltreppen, den Schlussverkäufen... 

Kurz und knapp: Wer zu jener Zeit in die Stadt fuhr, der 

fuhr eigentlich ins Warenhaus!

Das deutsche »Wirtschaftswunder« verhalf den Waren-

häusern zu neuer Blüte: Die 1950er und 1960er Jahre 

gelten als ihr goldenes Zeitalter. »Es war die Zeit, in der 

Kaufhauskönige wie Helmut Horten mit dem Hubschrau-

ber über Deutschland flogen, um neue Handelsflächen 

ausfindig zu machen« (FR vom 7.7.2020). Die Anzahl der 

Filialen stieg stetig an – Anfang der 1970er Jahre gab es 

hierzulande 1.150 Kauf- und Warenhäuser. 

Die Warenhäuser hatten großen Anteil beim Wieder-

aufbau – und profitierten gleichzeitig davon: Mit ihrem 

breiten Sortiment bekamen sie als Massenverteiler eine 

zentrale Rolle für die Versorgung der Bevölkerung. Die 

Warenhäuser waren sozusagen die Verkaufsmaschinen 

für die jetzt immer produktiver laufenden Fabriken. 

Die Warenhäuser und die Stadt

Nicht nur für die Versorgung, auch für die Stadtentwick-

lung hatten die Warenhäuser eine große Bedeutung. Sie 

waren die Magneten, die Käufer*innen auch aus dem 

Umland anzogen. Sie sorgten für viel Frequenz, in ihrer 

Nähe siedelten auch andere Einzelhändler an. Karstadt, 

Kaufhof & Co. waren die Zugpferde der Innenstadt, und 

gleichzeitig vielerorts die städtebaulichen Kernpunkte, in 

ihrem Umfeld entstanden die Haupteinkaufsbereiche der 

Städte. Sie waren die Anker der nun entstehenden Fuß-

gängerzonen. 

»Durch die Warenhäuser erhielten viele formlose, in 

der Industrialisierung entstandene, schnell gewachsene 

Städte erstmals eine Mitte bzw. ein Zentrum« (1). Mit 

ihrem starken Aufschwung wurden viele Innenstädte zu 

attraktiven Einkaufsorten. Die City galt als Herzkammer 

der Stadt – und Warenhäuser als deren Fixpunkte. Sie 

prägten (und prägen) vielerorts das Stadtbild. Eine Innen-

stadt ohne Warenhaus sei »wie ein Dorf ohne Kirche«, 

so der Handelsexperte E. Greipl.

Zeitenwende: Konkurrenz 
durch die Grüne Wiese
 

Mit der Betulichkeit im deutschen Einzelhandel hatte es 

dann bald ein Ende – und auch mit der Sonderstellung 

der Warenhäuser war es vorbei. Der Einzelhandel diffe-

renzierte sich allmählich immer mehr aus, neue Vertriebs-

formen traten auf den Plan. Discounter, Supermärkte, 

Fachmärkte – und die großflächigen Verbrauchermärkte 

und SB-Warenhäuser preschten nach vorn. 

Die neuen preisaggressiven Vertriebsformen verdräng-

ten zunächst immer mehr der kleinen, nicht-filialisier-

ten Einzelhändler. Deren Anteil am Einzelhandelsumsatz 

schrumpfte von Jahr zu Jahr – ein massiver Auslesepro-

zess setzte ein, dem allein zwischen 1968 und 1979 

70.000 Lebensmitteleinzelhandelsbetriebe zum Opfer 

fielen. Ein Rückgang um 38 Prozent (2).

Die Verkaufsflächen wurden jetzt größer, das Angebot 

gestaltete sich immer breiter und tiefer. Gleichzeitig ver-

schoben sich die Gewichte, weniger inhabergeführte 

Geschäfte, immer mehr Ketten und Konzernunterneh-

men mit einer stetig wachsenden Anzahl von Filialen. Die 

Wettbewerbsintensität nahm merklich zu, Preiskämpfe 

wurden nun intensiver geführt. 

Für Furore sorgten vor allem die großen Selbstbedie-

nungs-Warenhäuser und Verbrauchermärkte. Diese 

führen überwiegend Nahrungs- und Genussmittel, aber 
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auch einen erheblichen Sortimentsanteil warenhausähn-

licher Artikel. Wegen ihrer flachen, eingeschossigen Bau-

weise werden sie oft auch »Flachmänner« genannt.

Die Erfolgsstory der großflächigen Anbieter begann in 

den frühen 1960er Jahren. Unternehmen wie Massa, 

Allkauf, Schaper, Mann/Wertkauf und andere boten eine 

Kombination des Warenhausprinzips mit dem des Dis-

counts. Mit ihrer strikten Servicereduktion und radikalen 

Selbstbedienung arbeiteten sie mit wesentlich geringe-

ren (Personal-)Kosten als etwa die Warenhäuser.

Praktisch aus dem Nichts kommend (ihr Marktanteil be-

trug 1966 gerade einmal 0,9 Prozent) steigerte die Groß-

fläche ihre Umsätze nun Zug um Zug:

Umsatzentwicklung  

der SB-Warenhäuser 1970 bis 1987

Jahr Umsatz in Mrd. DM

1970 5,1

1975 12,6

1980 20,8

1985 26,7

1987 30,1

Quelle: Vademecum des Handels.

Die neuen Filialen siedelten sich vorrangig in Stadt-

randlagen oder außerhalb der Stadt an. Hier, auf der 

Grünen Wiese, gab es niedrigere Bodenpreise, weniger 

Betriebskosten, günstigere Mieten und vor allem auch 

ausreichende Parkmöglichkeiten – deutliche Vorteile ge-

genüber den zunehmend verstopften Innenstädten. Die 

zunehmende Motorisierung und Mobilwerdung breiter 

Bevölkerungsteile spielte ihnen in die Karten, ebenso wie 

der neue Trend zu Wochenend-Großeinkäufen.

Ihre Filialen schossen bald wie Pilze aus dem Boden. Allein 

zwischen 1968 und 1976 stieg die Anzahl der Verbrau-

chermärkte und SB-Warenhäuser von 294 auf 1.305. Die 

Verkaufsfläche der »Flachmänner« stieg in der gleichen 

Zeit von 1,0 auf 5,4 Mio. qm. Sie konnten ihren Um-

satz in kurzer Zeit vervielfachen und ihren Marktanteil 

bis Ende der 1980er Jahre auf über 14 Prozent steigern. 

Damit hatten sie nach nur zweieinhalb Jahrzehnten eine 

stärkere Marktstellung erreicht als die Warenhäuser nach 

mehr als 100 Jahren.

Die Verbrauchermärkte und SB-Warenhäuser galten zu 

jener Zeit als Katalysator des Strukturwandels, ihr Wachs-

tum sorgte für immer mehr Wettbewerbsdruck. Mit ihrem 

Ansatz strikter Servicereduktion und radikaler Selbstbe-

dienung fuhren sie mit völlig anderen Personalstrukturen, 

und dementsprechend geringeren Personalkosten als ihre 

Konkurrenz in der City. Ein »zusätzlicher« Arbeitsplatz 

im SB-Warenhaus verdrängte zu der Zeit aufgrund der 

dreifachen Pro-Kopf-Umsatzleistung praktisch drei quali-

fizierte Arbeitsplätze im traditionellen Facheinzelhandel. 

Flächenexpansion

Die neuen Vertriebsformen expandierten schnell, und 

damit wuchs auch die Einzelhandelsverkaufsfläche 

rasant. Flächenwachstum generierten neben SB-Waren-

häusern und Verbrauchermärkten vor allem Baumärkte, 

Möbelhäuser und Elektro-Fachmärkte. Die Verkaufsflä-

che wuchs in Westdeutschland zwischen 1960 und 1990 

um mehr als das Dreifache:

Entwicklung der Verkaufsfläche  

in Deutschland 1950-1990 (in Mio. qm)

Jahr Alte BL Neue BL Gesamt

1950 9 2 11

1960 23 3 26

1970 35 4 39

1980 58 5 63

1989 71 6 77

Quelle: Greipl, Folienvortrag.

»Grüne Wiese«: Ausdruck von Stadtplanern im 
Rahmen der Planung und Bebauung von Flächen, 
die zuvor nicht zum Siedlungsgebiet der Stadt oder 
Gemeinde gehörten. Gewerbeflächen in Randbe-
zirken, oft spricht man auch von nicht-integrierten 
Standorten.
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Das Umsatzwachstum konnte bald mit dieser Flächen-

entwicklung nicht mehr mithalten. Auf diese Weise ent-

standen Flächenüberkapazitäten, die durchschnittlichen 

qm-Umsätze im Einzelhandel sanken. Damit erhöhte sich 

der Wettbewerbsdruck in der gesamten Branche.

Die Grüne Wiese boomt

Über viele Jahre hatte der innerstädtische Einzelhandel 

stetig Umsatzzuwächse verzeichnen können. Insbeson-

dere die Warenhäuser sorgten für viel Frequenz und Um-

satz. Mitte der 1970er Jahre erreichten Karstadt, Kaufhof, 

Hertie und Horten mit einem Marktanteil von 10,5 % 

ihren Zenit. Von nun an ging es bergab. Die Grüne Wiese 

war zu einer gefährlichen Konkurrenz für den innerstäd-

tischen Handel herangewachsen. Die Einkaufszentren er-

wiesen sich als starke, neue Kaufkraftmagneten. In der 

Folge kam es zu einer massiven Kaufkraftabschöpfung 

aus der Innenstadt.

Es entstanden nun (nach amerikanischem Vorbild) im-

mer mehr neue Versorgungsstandorte des Einzelhandels 

am Rande der geschlossenen Bebauung oder in nicht-

integrierten Lagen des Stadtumlandes – City-ähnliche 

Geschäftszentren an der Peripherie. Das erste Einkaufs-

zentrum hierzulande, das Main-Taunus-Zentrum, eröff-

nete 1964. In der Folge entstanden immer mehr dieser 

Zentren. Später kamen dann auch noch Factory Outlets 

hinzu.

Waren die Innenstädte über Jahrhunderte Dreh- und 

Angelpunkte des Handels, so entstand nun ein immer 

schlagkräftigeres zweites Versorgungsnetz. Während 

es in Westdeutschland viele Jahre dauerte, bis sich die 

Grüne Wiese zu einem relevanten Standort entwickelt 

hatte, geschah dies in Ostdeutschland wie im Zeitraffer. 

Hier kam es nach der Wende zu einem explosionsartigen 

Verkaufsflächenzuwachs im Stadtumland – und darauf-

hin zu einem massiven Kaufkraftabfluss aus den Innen-

städten. In den alten Bundesländern befanden sich 1990 

73 Prozent der Fläche im primären Netz, zehn Jahre spä-

ter waren es noch 70 Prozent. Knapp ein Drittel befand 

sich also auf der Grünen Wiese. Ganz anders dagegen 

die Situation in den neuen Bundesländern: Während 

dort vor der Wende der Einzelhandel praktisch komplett 

im primären Netz stattfand, verlagerte er sich in den 90er 

Jahren mehr und mehr auf die Grüne Wiese. Vor allem die 

Unternehmen des großflächigen Einzelhandels wendeten 

sich nach 1989 gezielt dem ostdeutschen Markt zu:

Verkaufsflächenstruktur nach Netztypen 

1990 bis 2000 (Angaben in Prozent)

Jahr 1990 2000

Westdeutschland

Primäres Netz 1) 73 70

Sekundäres Netz 2) 27 30

Ostdeutschland

Primäres Netz 94 44

Sekundäres Netz 6 56

Quelle: Greipl/Müller, S. 17. (1 City, Vorstadt, dezentrales Netz (Stadt); 
2 Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete (Grüne Wiese)).

Gewerkschaftliche Positionen zur 
Grünen Wiese

Die Gewerkschaften haben sich in dieser Frage schon 

sehr früh positioniert und sich immer wieder kritisch zu 

Wort gemeldet: 

HBV hat bereits Ende der 1970er Jahre dafür plädiert 

mittels Planungsrecht einzugreifen, um diesen Prozess zu 

steuern. Das Bau- und Planungsrecht sollte voll ausge-

schöpft werden, um die »weitere Ansiedlung von groß-

flächigen Einkaufseinrichtungen zu kontrollieren«. 

1991 hat HBV ein umfangreiches Positionspapier über 

die Zukunft des ostdeutschen Einzelhandels vorge-

legt. In diesem werden detaillierte Vorschläge für eine 
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verbrauchernahe und differenzierte Strukturentwicklung 

präsentiert.

1998 hat dann HBV eine Arbeitshilfe zum innerstädti-

schen Einzelhandel veröffentlicht. Dort werden detail-

lierte Handlungsmöglichkeiten für die verschiedenen 

Akteure aufgezeigt. 

2001 hat ver.di Handel eine umfangreiche Arbeitshilfe 

zur Bewertung der Ansiedlung von Einzelhandelseinrich-

tungen veröffentlicht.

2008 heißt es in einer ver.di-Broschüre: »Ziel muss es sein, 

die Spirale der Verkaufsflächenexpansion zu durchbre-

chen. Nur so kann der ruinöse Wettbewerb eingedämmt 

werden, nur so können einigermaßen funktionierende 

Stadtkerne und eine wohnungsnahe Versorgung ge-

währleistet werden« (2a).

Die Verödung der Innenstädte

In dem Maße wie Kund*innen mobiler wurden, war es 

vorbei mit ihrer Standorttreue – sie suchten nun verstärkt 

den Weg in die neuen Einkaufszentren auf der Grünen 

Wiese. Auch »Alles-unter-einem-Dach« zog nicht mehr 

so wie früher, viele suchten jetzt nach spezialisierten An-

geboten in den Fachmärkten. 

Mit den 1970er Jahren endete das deutsche Wirtschafts-

wunder. Geringes Wachstum, steigende Arbeitslosenzah-

len und stagnierende Realeinkommen wirkten sich auch 

negativ auf den Konsum aus. Der Wettbewerbsdruck im 

deutschen Einzelhandel wurde stärker: Geschäftsauf-

gaben, wachsende Konzentration, das Vorpreschen der 

preisaggressiven Vertriebsformate und Flächenexpansion 

waren zentrale Themen. Die Verteilungskämpfe wurden 

härter – dabei kam es auch zu erheblichen Verschiebun-

gen der Marktanteile:

Veränderung der Marktanteile  
von Vertriebsformen im Einzelhandel zwischen 

1980 und 2000 (Angaben in Prozent)

Jahr FM SBW/VM tr. FG WH

1980 2,0 11,9 55,4 7,2

2000 20,8 19,3 27,2 5,9

Quelle: ifo-Institut (FM Fachmärkte; SBW/VM SB-Warenhäuser/Verbraucher-
märkte; tr. FG traditionelle Fachgeschäfte; WH Warenhäuser).

Nun war auch noch der Kampf zwischen Standorten 

hinzugekommen: Es kam zu einer massiven Kaufkraft-

umlenkung von der Innenstadt auf die Grüne Wiese. 

Während diese boomte, gingen in den Citys Kundenfre-

quenzen und Umsätze zurück. Der Kampf der Vertriebs-

formen fand auch zwischen deren Verbänden statt, HDE 

gegen BDSW. Der Handelsverband HDE attackierte den 

Bundesverband der Selbstbedienungswarenhäuser, seine 

Mitglieder betrieben einen aggressiven Vernichtungs-

wettbewerb, sie seien für die Flächenüberkapazitäten 

und die vielen Geschäftsschließungen verantwortlich... 

Man sprach in den 80´er Jahren von einer »Verödung der 

Innenstädte«. Damit wurden die vielerorts stattfinden-

den Phänomene und Prozesse beschrieben: Schließung 

von Filialen – Leerstand – nicht genutztes Flächenan-

gebot – weitere Leerstände – Bedeutungsverlust einer 

Einzelhandelslage – dauerhafte Leerstände – Verlust 

an Attraktivität – Abwertung – Trading down einer Ge-

schäftslage... 

Vor allem büßten viele Mittelstädte ihre Attraktivität ein 

und verloren an Bedeutung. Ein Mix aus Billigläden, Leer-

ständen, Nagelstudios, Ein-Euro-Shops, Handy-Läden 

und leeren Schaufenstern prägte vielerorts das Bild. 

Meist wurde eine Warenhausfiliale geschlossen, damit 

fehlte dann der wichtigste Publikumsmagnet – und da-

nach ging es mit einer ganzen Straße bergab (Domino-

effekt). 

Fakt ist, dass in der Vergangenheit insbesondere mittlere 

und kleinere Städte betroffen waren. Mehr als 50 Pro-

zent aller Schließungen fanden in Städten mit weniger 

als 250.000 Einwohnern statt (PWC, S. 31).



/  13 

Wenn Geschäftsstraßen erst einmal sichtbar 

bröckeln, ist es wahnsinnig schwer, sie zu beleben.

 (der Stadtforscher Thomas Krüger in: spiegel.de vom 1.8.2020)

Warenhäuser unter Druck

Die innerstädtischen Anbieter, allen voran die Warenhäu-

ser, mussten reagieren. Doch die Warenhausmanager 

taten sich schwer, der jahrelange Erfolg hatte sie wohl 

verwöhnt und träge werden lassen. Nachdem man über 

lange Zeit die preisaggressive Konkurrenz der Grünen 

Wiese mehr oder weniger ignoriert hatte, sollte nun aber 

das Ruder mit aller Gewalt rumgerissen werden. Doch es 

fehlten wirksame Konzepte. Anstatt sich »neu zu erfin-

den«, setzten die Vorstände auf Differenzierung, Diver-

sifizierung, Ausgliederung und Umbau. Weltstadthäuser 

und Nahversorger, die Bildung von Tochtergesellschaf-

ten, die Ausgliederung der Lebensmittelabteilungen und 

der Gastronomie.

Die Warenhausvorstände setzten auf radikalen Personal-

abbau, Teilzeit statt Vollzeit, und die Kürzung betrieblicher 

Sozialleistungen. Man griff zu drastischen Maßnahmen. 

Allein zwischen 1980 und 1983 verringerten die Waren-

häuser ihre Belegschaften um 36.000 Beschäftigte, ein 

Abbau von 19,5 Prozent. Ende der 1970er, Anfang der 

1980er Jahre kam es zur ersten größeren Schließungs-

welle (siehe Anhang, Anlage 5).

Beschäftigte der Warenhäuser (1980 bis 1983)

 1980 1983

Karstadt AG 64.106 55.380

Hertie Konzern 50.079 39.705

Kaufhof AG 44.842 33.396

Horten AG 23.838 18.688

Summe 182.865 147.169

Quelle: Glaubitz, Neonlicht, S. 39.

All dies brachte den Erfolg nicht zurück. Im Gegenteil. 

Insbesondere der massive Personalabbau, der Verlust 

qualifizierter Fachkräfte beschleunigte den schleichen-

den Bedeutungsverlust der ehemaligen Konsumpaläste. 

Rund die Hälfte des Umsatzes entfiel auf Bekleidung. 

Hier entwickelte sich nun sehr starke innerstädtische Kon-

kurrenz durch internationale Ketten: Vertikale Anbieter 

wie H&M traten auf den Plan. In anderen wichtigen Wa-

rengruppen, wie z.B. im Elektronikbereich machten ihnen 

nun Fachmärkte das Leben schwer. Diese konnten das 

Sortiment in der Tiefe kompetenter darstellen. Innerstäd-

tische Shoppingcenter boten mehr Vielfalt und Ambiente. 

Die Warenhauskonzerne verloren weiter an Boden. Der 

Wettbewerbsdruck war mittlerweile enorm gestiegen. 

Gefordert waren Flexibilität und schnelle Anpassungs-

fähigkeit. Doch hier hatte die »alte Dame« Warenhaus 

Defizite und konnte nicht recht mithalten. »Alles-unter-

einem-Dach« zog nicht mehr bei der Kundschaft. Man 

hatte sich nun irgendwo in die »Mitte«, zwischen Bil-

ligangebot und Hochpreissegment manövriert. Doch die 

Kund*Innen hatten das mittlere Segment zwischen Dis-

counter und Luxus aus den Augen verloren! Kurzum: Die 

Warenhäuser hatten ihr Profil verloren. 

Nachdem dann Mitte der 1980er Jahre der Umsatz wei-

ter einbrach, kam es in den folgenden Jahren zu weite-

ren Schließungen.

Planungsrecht und  
Grüne Wiese

Der Boom der Einkaufszentren auf der Grünen Wiese 

hatte also erhebliche negative Auswirkungen auf die ge-

wachsenen innerstädtischen Lagen. Dabei hätte es gar 

nicht so weit kommen müssen!

Standortentscheidungen, wie die Ansiedlung von Einzel-

handelsfilialen, finden nicht in einem luftleeren Raum 

statt. Es gibt in Deutschland ein umfangreiches System 

raum- und bauplanungsrechtlicher Vorschriften. 

Dieses umfasst 

	• �bundesrechtliche Vorschriften (Raumordnungsgesetz, 

Raumordnungsverordnung, Baugesetzbuch, Baunut-

zungsverordnung);
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	• �Bau- und Planungsgesetze der Länder (Landesbau-

gesetze, Landesentwicklungsprogramme, Landesent- 

wicklungspläne); 

	• �sowie die Bauleitplanung der Gemeinden (Flächen-

nutzungs- und Bebauungspläne).

Das Raum- und Bauplanungsrecht sieht für Einzelhan-

delsstandorte bestimmte Regeln vor. Dabei geht es u.a. 

um Verkaufsflächenobergrenzen und Sortimente. Kon-

krete Ansiedlungen, wie etwa die einer Filiale auf der 

Grünen Wiese, finden damit immer im Spannungsver-

hältnis von Marktkräften auf der einen Seite und dem 

Planungsrecht auf der anderen Seite statt. 

Abgeleitet aus der Grundgesetznorm des Artikels 72 

»Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen« soll 

mithilfe der Instrumente des Planungsrechts dazu bei-

getragen werden nach raumverträglichen Lösungen zu 

suchen, um die Erhaltung zentraler Versorgungsbereiche, 

sprich die Funktionsfähigkeit der Innenstädte, zu sichern. 

Es geht dabei nicht um den Schutz des innerstädtischen 

Einzelhandels vor Konkurrenz, es geht um den Schutz 

und die Erhaltung zentraler Versorgungsbereiche und 

städtebaulicher Belange. 

Da die Innenstadt durch massiven Kaufkraftabzug ge-

fährdet werden kann, insbesondere durch großflächigen 

Einzelhandel auf der Grünen Wiese, sind Einzelhandels-

großprojekte einer landesplanerischen und städtebau-

lichen Überprüfung zu unterziehen. Das wesentliche 

Instrument dazu ist der § 11,3 der Baunutzungsverord-

nung (BauNVO), die zentrale Vorschrift des Städtebau-

rechts zur Steuerung des Einzelhandels. Danach sind 

Einkaufszentren und großflächige Einzelhandelsbetriebe 

außer in Kerngebieten nur in Sondergebieten zulässig. 

Im Laufe der Jahre wurde der Paragraph 11,3 BauNVO 

mehrfach novelliert: 

	• �Die BauNVO 1962 war ein sehr stumpfes Schwert, sie 

enthielt praktisch keinerlei Handhabe um tätig wer-

den zu können. 

	• �In der novellierten Fassung von 1968 erscheint erst-

mals ein Absatz 3, welcher Einkaufszentren und Ver-

brauchermärkte sondergebietspflichtig macht. Aller- 

dings hatte die sehr lasche Formulierung kaum prak-

tische Wirkung. 

	• �In der BauNVO von 1977 wird dann unter »Sonstige 

Sondergebiete« erstmals eine Regelvermutung (Ge-

schossfläche 1.500 qm) fixiert. Später wurde diese 

Grenze auf 1.200 qm gesenkt. Mitte der 1980er Jahre 

wurde dann die Verkaufsfläche als Vermutungsregel 

eingeführt. Hier galt zunächst die Regelvermutung 

ab 700 qm. Das Bundesverwaltungsgericht entschied 

schließlich im November 2005, dass ein Einzelhan-

delsbetrieb (erst dann) großflächig ist, wenn seine 

Verkaufsfläche 800 qm überschreitet (3). 

Der § 11,3 BauNVO enthält eine Sonderregelung für 

die bauplanrechtliche Zulässigkeit großflächiger Einzel-

handelsobjekte. Vom Ansatz her geht es um eine Be-

schränkung bestimmter Ansiedlungen. Dabei werden 

schädliche Auswirkungen auf »zentrale Versorgungs-

bereiche« (Innenstadt) ab einer bestimmten qm-Zahl 

vermutet. Es geht zum einen um die Definition der Groß-

flächigkeit und des Weiteren um die möglichen schäd-

lichen Auswirkungen einer geplanten Ansiedlung. Diese 

werden in einem Katalog beispielhaft aufgeführt (§ 11,3 

Abs. 3 Satz 2 BauNVO). Im jeweiligen Fall geht es um die 

Vermutungsregel – Widerlegung der Vermutungsregel – 

sowie um die Prüfung der Auswirkungen im Einzelfall. 

§ 11,3 BauNVO sieht auch eine besonders kritische Be-

urteilung bei Betrieben mit zentrenrelevanten Sortimen-

ten vor, da von solchen Sortimenten erhebliche negative 

Auswirkungen für die Innenstadtentwicklung ausgehen 

können. Es wird geprüft, ob die geplanten Sortimente 

innenstadtverträglich sind.

Zentrenrelevante Sortimente zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie

– viele Innenstadtbesucher anziehen
– einen geringen Flächenanspruch haben
– �häufig im Zusammenhang mit anderen 

Innenstadtnutzungen nachgefragt werden
– ��überwiegend ohne PKW transportiert werden 

können.
Zentrenrelevante Sortimente können örtlich ver-
schieden ausgeprägt sein. Dementsprechend gibt  
es viele ortsspezifische Listen (Ulmer Liste, Kölner 
Liste, Leipziger Sortimentsliste usw.).
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Im Laufe der Jahre war der § 11,3 BauNVO Anlass und 

Gegenstand zahlloser juristischer Auseinandersetzun-

gen, insbesondere bezogen auf den Lebensmitteleinzel-

handel. Supermarktbetreiber fühlten sich aufgrund der 

Verkaufsflächenbegrenzung gegenüber Discountern be-

nachteiligt. 

Es gab zahlreiche Umgehungsstrategien seitens der 

Unternehmen: Während anfangs auf der Grünen Wiese 

überwiegend nicht-innenstadtrelevante Sortimente (Mö-

bel, Garten, Heimwerker u.ä.) angeboten wurden, waren 

es später immer mehr dieser zentrenrelevanten Waren. 

Dies geschah zum einen durch die Expansion von Fach-

märkten. Diese Vertriebsform entstand als Reaktion auf 

die Zulässigkeitsbeschränkung der BauNVO – es handelt 

sich um eine Art Zerlegung des SB-Warenhauses in Ein-

branchen-Märkte. Darüber hinaus bauten verschiedene 

Unternehmen gezielt ihre Randsortimente aus (vorrangig 

Möbelhäuser sowie Bau- und Gartenmärkte). 

Das Versagen der Politik

Das geltende Recht bietet ein weitreichendes Steue-

rungsinstrumentarium, um den Einzelhandel raumord-

nerisch und städtebaulich zu lenken – so die Meinung 

vieler Experten. So weit die Theorie. 

Allerdings ist es in der Praxis nicht gelungen, schädliche 

Entwicklungen im größeren Maßstab zu verhindern. Das 

Planungsrecht hatte bestenfalls eine behindernde, bzw. 

erschwerende Wirkung – mehr nicht. 

Das hatte mehrere Gründe:

Viele Gemeinden haben Ansiedlungen toleriert, weil sie 

sich Vorteile (gegenüber Nachbargemeinden) erhofften. 

Der Motor für solche (Fehl-)Entscheidungen war sehr oft 

die kommunale Wirtschaftsförderung. Zeitweise fand 

ein regelrechtes »Hochrüsten« von Städten statt – ein 

Wettbewerb von Gemeinden um die Ansiedlung von 

Einzelhandelsstandorten. 

Diese Kirchturmpolitik führte jeweils zu massiven ne-

gativen Auswirkungen auf angrenzende Städte und 

Gemeinden. Der interkommunale Wettbewerb um In-

vestoren hatte enormes Zerstörungspotential. Indem 

immer neue und immer größere »Einkaufparks« rund 

um die Großstädte zugelassen wurden, verschärften sich 

die Probleme vieler Innenstädte. Im Vordergrund stand 

dabei jeweils das Interesse einer Gemeinde, Flächen 

schneller auszuweisen als die Nachbargemeinde. »Gute 

Kontakte« der großen Handelskonzerne dürften bei der 

Zuteilung von entsprechenden Flächen mitunter eine 

nicht unwesentliche Rolle gespielt haben...

In der Praxis hat sich auch gezeigt, dass Landesregie-

rungen des Öfteren dem »freien Spiel der Marktkräfte« 

seinen Lauf ließen. Wohl aus rein ideologischer Über-

zeugung wurde eine marktgesteuerte Einzelhandels-

entwicklung toleriert – trotz aller (bekannten) negativen 

Strukturfolgen für die Innenstädte. 

Es fehlte in jener Zeit nicht an Bekundungen und an 

»eindeutigen Bekenntnissen« zur Innenstadt. Dies stand 

aber meist in einem krassen Widerspruch zum tatsäch-

lichen Handeln. Insbesondere wenn es um die Zulassung 

großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ging. Der An-

siedlungsdruck von Verbrauchermärkten auf der Grünen 

Wiese begann bereits Anfang der 1970er Jahre. Anstatt 

sich aber mit den möglichen negativen Folgen dieser An-

siedlungen zu befassen und politisch-steuernd in den 

Prozess einzugreifen, waren die politisch Verantwort-

lichen in der Regel bereit, die Voraussetzungen für die 

gewünschten Ansiedlungen zu schaffen.

Die krisenhafte Entwicklung vieler Städte hätte 

in einem merklichen Umfang abgemildert werden 

können, wenn die politischen Akteure die vorhan-

denen Möglichkeiten des Planungsrechts besser 

ausgeschöpft hätten. 

In den Folgejahren, als die Schäden des Booms der 

Grünen Wiese immer deutlicher sichtbar wurden, fand 

endlich eine intensivere Diskussion über die Wirkungs-

zusammenhänge einer mehr oder weniger ungesteuer-

Über Jahre hinweg haben Kommunen Bau-

genehmigungen erteilt für Shopping- und 

Outlet-Center sowie große Verbraucher-

märkte. Alles auf der Grünen Wiese. 

(RP vom 3.9.2020).
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ten Ansiedlungspolitik und deren Konsequenzen auf die 

regionale Wirtschaft, Beschäftigung, Städtebau, Verkehr 

und Ökologie statt. Ab Mitte der 1990er Jahre besann 

man sich darauf, die vorhandenen Steuerungsinstru-

mente der Ansiedlungspolitik etwas strikter anzuwen-

den – zumindest in den alten Bundesländern. 

Anders in den neuen Bundesländern. Es gab dort 

deutlich weniger Verkaufsfläche. Die Westkonzerne, für 

die der Osten zu jener Zeit eine Goldgrube war, siedel-

ten mit ihren Märkten fast ausschließlich auf der Grünen 

Wiese an. Günstige Grundstückspreise und das anfängli-

che Fehlen planungsrechtlicher Vorgaben an dezentralen 

Standorten führten zu einer beispiellosen Überkapazität 

an Fläche im sekundären Netz (s.o.). Beispiel Leipzig: Hier 

entstanden 1991 der Saale-Park (mit anfangs 130.000 

qm Verkaufsfläche), ein Jahr später der Sachsenpark 

(mit 62.500 qm) und 1994 das Paunsdorf Center (mit 

anfangs 70.000 qm) – alle weit abseits der historischen 

Altstadt... 

Die Renaissance der City

In den alten Bundesländern hatte sich derweil das Kon-

sumverhalten verändert, mehr »Freizeitshopper« und 

Touristen kamen in die Stadt und sorgten dafür, dass 

die City wieder attraktiver wurde. Neue Einkaufscen-

ter, Kulturangebote und Gastronomie sorgten für mehr 

Frequenz – und damit auch wieder für mehr Umsatz im 

innerstädtischen Handel. Man sprach nun von »Revitali-

sierung«, von einer »Renaissance« der City.

Vor allem große Einkaufszentren zog es in die Innen-

städte. Standen diese auf der Grünen Wiese vielerorts 

als »Totengräber« der City in der Kritik, so wurden sie 

nun in derselben als »Heilsbringer« herzlich empfangen. 

Sie versprachen ja auch nicht weniger als deren Wieder-

belebung! Alexander Otto, Chef der ECE: »Es entstehen 

Synergien zwischen Stadt und Handel. Wir lenken die 

Kaufkraft um, holen zugleich viel aus dem Umland zu-

rück in die Städte.«

Der innerstädtische Center-Boom

Die Einkaufszentren drängten massiv in die Citylagen. 

Fachmärkte (Sport, Elektro u.a.) zog es ebenfalls wieder 

verstärkt dorthin, z.T. waren sie Magnetbetriebe in den 

modernen Centern. Ihre Anzahl nahm sprunghaft zu, die 

Verkaufsfläche wuchs rasant. 1990 wurden insgesamt 

93 großflächige Einkaufszentren gezählt, im Jahre 2000 

waren es bereits 279. Interessant ist vor allem deren 

räumliche Verteilung: 1995 befanden sich gerade einmal 

25 Prozent aller Einkaufszentren in der Innenstadt, 10 

Jahre später waren es 65 Prozent.

Anzahl der Einkaufszentren 

in Deutschland 1990 bis 2020 

(mehr als 10.000 qm Verkaufsfläche)

Jahr Anzahl

1990 93

1995 179

2000 279

2005 363

2010 428

2020 489

Quelle: de.statista.com

Die Investoren warben vor allem mit der Magnetwirkung 

ihrer Zentren. Viele Kunden aus dem Umland würden 

wieder in die Stadt gelockt, damit würde auch zusätz-

liche Kaufkraft für bereits ansässige Händler generiert. 

Durch die neuen Zentren entstünden also auch neue, 

zusätzliche Arbeitsplätze. Bei Kommunalpolitikern stieß 

das auf offene Ohren – sie erhofften sich eine Belebung 

der City und rollten den roten Teppich aus.

Es gab von Anfang an auch viele kritische Stimmen: 

Diese neuen Zentren seien keine »Magneten«, sondern 

Oberhausen erhielt mit dem Centro zwar eine 

Neue Mitte, seine eigene jedoch verlor es.

(WAZ vom 2.4.2009)
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»Staubsauger«, die Umsatz vom ansässigen Handel ab-

schöpfen. Streit und Widerstand gab es vor allem in 

Mittelstädten, wo alteingesessene Einzelhändler um ihre 

Existenz bangten.

Andere kritisierten, öffentlicher Raum würde in künst-

liche Erlebniswelten verwandelt. Es entstünden »abge-

schlossene monolithische Bauwerke ohne historischen 

Kontext« (4). Ein weiterer Kritikpunkt ist die »serienmä-

ßige Produktion« der Center, ihr hoher Filialisierungs-

grad, der stets ähnliche Besatz von gleichen Marken. 

Da sich immer mehr Center in den Händen nur weniger 

Betreiber befinden, die mit den gleichen Konzepten (Fi-

lialisten/Branchenmix) agieren, mache sich im Laufe der 

Zeit wachsende Monotonie und Austauschbarkeit breit – 

ganz nach dem Motto »Wer ein Shopping-Center kennt, 

kennt sie alle«.

Die Abläufe bei einer Neuansiedlung sind immer die 

gleichen: Betreibergesellschaften entwickeln solche 

Shopping-Center (zentrale Lage/ großer Einzugsbereich/ 

bewährter Mix aus großen und kleineren Läden) und ver-

kaufen sie dann anschließend an einen Investor.

Die größten Shoppingcenter-

Betreibergesellschaften in Deutschland 

nach Zahl der Objekte

Die großen Einkaufszentren befinden sich überwiegend 

in der Hand inländischer Fondsgesellschaften oder aus-

ländischer Investoren. Solche Shoppingcenter sind vor 

allem lukrative Anlageobjekte, Kritiker bezeichnen sie 

daher auch als »kühle Kapitalmaschinen«, oder als »be-

gehbare Anlagedepots«.

Die Expansion der Shoppingcenter verlief nach Plan: 

Nachdem die Grüne Wiese weitestgehend abgegrast 

war, kamen anschließend die Groß- und Mittelstädte 

dran. Eine Welle von Einkaufszentren schwappte über 

das Land, ECE & Co. bestückten Deutschland mit einem 

engmaschigen Center-Netz. Hatte man auf der Grünen 

Wiese immer öfter mit planungsrechtlichen Erschwernis-

sen zu tun gehabt, so stieß man nun auf offene Arme. 

Die Reform des § 13 a BauGB 2007 (Bebauungspläne 

der Innenentwicklung, Vereinfachtes Verfahren) führte 

noch zu einer Beschleunigung der innerstädtischen Cen-

ter. In den Debatten um die räumliche Steuerung des 

Einzelhandels wurden die innerstädtischen EKZ offenbar 

als »gute EKZ« wahrgenommen. Sie galten vielen als Er-

satz für das »Auslaufmodell Warenhaus«. 

Fakt ist, dass diese innerstädtischen Zentren über meh-

rere Jahre für viele Innenstädte wichtige Anziehungs-

punkte darstellten. Sie brachten mehr Frequenz in die 

City – zumeist wirkten sie allerdings mehr als Staubsau-

ger, zu Lasten der alteingesessenen Händler. Impulse für 

die Innenstadt insgesamt werden nur selten erreicht. 

Die Diskussion um Pro und Contra Shoppingcenter 

wurde und wird sehr kontrovers geführt, sowohl in der 

Praxis vor Ort, wie auch in den einschlägigen wissen-

schaftlichen Beiträgen. Die Kommentare der Fach- und 

Lokalpresse schwanken zwischen den Extremen: »Ein-

kaufsparadies oder Innenstadtzerstörer?«

�MEC Metro-ECE Centermanagement GmbH & Co. KG 

Firmensitz: Düsseldorf.  

Objekte: 34

Unibail-Rodamco-Westfield S.E. 

(weltweit größter Entwickler und Betreiber) 

Sitz der Firmenleitung: Paris.  

Firmensitz Deutschland: Düsseldorf 

Objekte: 24

�ECE ECE Group GmbH & Co. KG. 1965  

von Werner Otto (Otto Versand) gegründet.  

Firmensitz: Hamburg. Leitung Alexander Otto 

Objekte: 98
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Die Textillastigkeit der Citys

Besonders stark war auch der Zustrom großer interna-

tionaler Textilfilialisten. Zu den bisherigen Platzhirschen 

C&A, P&C und den vier Warenhauskonzernen kamen 

nun H&M, Zara (Inditex), Esprit & Co. hinzu. Sie stürm-

ten die deutschen Innenstädte regelrecht: »Wie Eroberer 

haben große Ketten die Citys übernommen« (sueddeut-

sche.de vom 14.2.2021).

Für die Großen im Modehandel gab es nur ein Ziel: 

Wachstum um jeden Preis. Ihre Filialnetze wurden immer 

engmaschiger geknüpft. Jahr für Jahr kamen neue Stores 

hinzu, kein Monat verging ohne spektakuläre Neueröff-

nungen. Noch mehr Mode-Fläche entstand – und das 

trotz bereits stagnierender Nachfrage.

Je mehr sich die Modeketten breit machten, desto mehr 

verschoben sich die Gewichte, von einem ausgewoge-

nen Branchenmix konnte bald keine Rede mehr sein: 

Während der Umsatz mit Bekleidung und Schuhen am 

gesamten Einzelhandelsumsatz rd. 14 Prozent ausmacht, 

nimmt der Bekleidungshandel in deutschen Innenstäd-

ten rund 40 Prozent der Verkaufsflächen in Anspruch. 

Diese extreme Textillastigkeit des innerstädtischen Einzel-

handels hatte zur Folge, dass die Strukturprobleme die-

ser Teilbranche zunehmend auch zum Problem der City 

insgesamt wurden.

Der Textileinzelhandel ist sehr umkämpft. Wie in keiner 

anderen Teilbranche gibt es hier (noch) eine ganze Reihe 

großer und mittelgroßer Anbieter. Es herrscht ein sehr 

aggressiver Preis- und Verdrängungswettbewerb:

	• �Discounter wie Lidl, Aldi, KiK, Ernsting’s Family, Pri-

mark, Takko, NKD und Co. sind zu ernstzunehmen-

den Konkurrenten geworden. Ihr Anteil am Textilum-

satz betrug zuletzt rund 12 Prozent. 

	• �Die weltweite Produktion von Kleidung und Schuhen 

hat sich in den letzten 15 Jahren verdoppelt. Fast-Fa-

shion heizt die Branche an. Ständig neue Kollektio-

nen sollen permanent für neue Kaufanreize sorgen. 

Bis zu 24 Kollektionen entwerfen große Modelabels 

jährlich. Fast-Fashion ist praktisch ein »abfallerzeu-

gendes Geschäftsmodell«, ein nicht-enden-wollen-

des-Produzieren von Mode. 

	• �Durch das Überangebot an Ware ist der Wettbewerbs-

druck enorm gestiegen. Die Unternehmen versuchen 

Unternehmen Umsatz in Mrd. Euro zum Vorjahr in %

Otto-Gruppe 4,69 + 6,1 

H&M 3,17 + 0,6

C&A 2,19 - 2,9

Zalando 2,00 + 18,3

Deichmann 2,00 + 5,3

Schwarz-Gruppe (Lidl/Kaufland) 1,50 + 3,4

Tengelmann (KiK) 1,46 + 1,0

Peek & Cloppenburg 1,38 - 1,5

HBC (Kaufhof) 1,18 - 7,1

TJX Deutschland (TK Maxx) 1,14 + 7,7

Karstadt 1,04 - 6,6

Inditex (u.a. Zara) 1,02 + 2,0 

Aldi-Gruppe 0,99 + 0,5

Ernsting’s Family 0,89 - 5,8

Tchibo 0,87 - 3,3

Quelle: textilwirtschaft.de (9/2020)

Die 15 größten Bekleidungseinzelhändler in Deutschland 2019
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mit Preisnachlässen ihre Ware loszuwerden. Rabatte 

sind im Textileinzelhandel nicht mehr die Ausnahme, 

sondern beinahe schon Normalzustand.

	• �Das Internet spielt im Textilhandel eine besonders 

große Rolle. Der Anteil am Gesamtumsatz ist 2020 

von 30 auf 40 Prozent gestiegen. 

	• �Viele kleine Anbieter, Boutiquen und traditionelle 

Modehäuser, deren Zahl sich in den letzten 15 Jahren 

bereits halbiert hat, werden zwischen Discountern, 

Onlinehandel und den großen Ketten zerrieben.

Die Uniformität der Innenstädte

In dem Maße wie die Global Player des Modehandels 

in die 1A-Lagen der Großstädte drängten, kam es dort 

zu massiven Mietsteigerungen. Handelsimmobilien 

wurden nun attraktiver, Investitionen in diese Immobilien 

lukrativer. Immer mehr internationale Investoren began-

nen auf dem deutschen Markt aktiv zu werden. In wel-

che Dimensionen das in den Folgejahren führte, lässt sich 

ermessen, wenn man sich einmal die Monatsmieten der 

Top-Einkaufsstraßen im Jahre 2020 anschaut:

Die 7 teuersten Einkaufsstraßen
(Monatsmieten in Euro/qm, 2. Quartal 2020)

Kaufingerstraße – Marienplatz, München 360

Tauentzienstraße, Berlin 330

Zeil, Frankfurt/M. 310

Königsallee, Düsseldorf 290

Spitalerstraße, Hamburg 280

Königstraße, Stuttgart 270

Schildergasse, Köln 250

Quelle: statista.de

Die hohen Gewerbemieten bedrohen vor allem alteinge-

sessene Geschäfte: Die Mieten waren zwar schon immer 

ein zentraler Kostenfaktor, in den Innenstädten wur-

den sie aber nun zunehmend zu einem Auslesefaktor. 

Steigende Mieten bei sinkenden Frequenzen und rück-

läufigen Umsätzen wurden für viele Anbieter zu einem 

existenziellen Problem, immer mehr inhabergeführte 

Facheinzelhandelsgeschäfte mussten aufgeben. 

In dem Maße, wie traditionelle Geschäfte verschwan-

den und der Filialisierungsgrad zunahm, verblasste die 

Individualität vieler Citys. Innenstädte verloren ihre Un-

verwechselbarkeit und damit auch an Anziehungskraft. 

Statt Vielfalt Tristesse, überall die gleichen Filialen gro-

ßer Konzerne und dazwischen die immer selben Fast-

food-Ketten. Die meisten deutschen Innenstädte sehen 

sich zum Verwechseln ähnlich. Städteplaner beklagten 

»kommerzielle Monokulturen« und sprachen von »ge-

klonten Innenstädten«. Die Uniformität führte zu Attrak-

tivitätsverlusten und zu sinkenden Frequenzen.

Dabei handelt es sich nicht nur um ein Filialisierungspro-

blem in den Fußgängerzonen – auch die Einkaufszent-

ren, »die zu »Dickschiff-Ausgaben von Filialen« (Prof. U. 

Jürgens) geworden sind, sorgen für wachsende Mono-

tonie und Austauschbarkeit. 

Nicht nur viele inhabergeführte Geschäfte wurden aus 

der Stadt gedrängt. Die Entwicklung der Grundstücks- 

und Immobilienpreise sowie das Interesse an hoher 

Kapitalverwertung führten gleichzeitig dazu, dass sich 

viele Funktionen in der Stadt nicht mehr »rechneten«. 

Wohnen wurde von Nutzungen mit höherer Rendite 

verdrängt. Durch den Rückgang der Wohnbevölkerung 

verlor die Innenstadt einen Teil ihres normalen Lebens – 

auch dies trug zu ihrer Schwächung bei.

Stadt und Handel von 
1950 bis 2000:  
Ein kritisches Fazit

Innenstadt und Handel haben in der zweiten Hälfte des 

letzten Jahrhunderts mehrere Auf- und Abstiege durch-

lebt. Nach einer Zeit der »Blüte« sorgte die Grüne Wiese 

für eine längere Durststrecke. Mitte der 1970er Jahre 

In der Frankfurter City sind die Einzelhan-

delsflächen in einzelnen Straßenzügen bis 

zu 90 Prozent von Filialisten belegt. 

(boersenblatt.net vom 9.4.2019)
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tauchte erstmals das Schreckgespenst »Verödung« auf. 

Kaufkraft wurde im großen Stil aus der City abgesaugt. 

Schließungen, Insolvenzen und Personalabbau waren die 

Folgen. Später folgte ihre Revitalisierung, immer mehr 

Shoppingcenter und große Modeketten drangen nun 

mit ihren Filialen in die City. Doch dieser Ansturm war 

so massiv und ungestüm, dass die neugewonnene At-

traktivität bald wieder verlorenging. Nun herrschte hier 

Monotonie vor. »Immer mehr vom Selben« – statt einem 

vielfältigen und ausgewogenen Branchenmix. Eine Fuß-

gängerzone glich der anderen. 

Der Zustrom finanzstarker internationaler Ketten löste 

auch drastische Mietsteigerungen in den Großstädten 

aus – in der Folge mussten immer mehr mittelständi-

sche Händler aufgeben. Auch »Wohnen« wurde aus 

der City verdrängt. Mit der zunehmenden Filialisierung 

und Textilisierung verloren viele Innenstädte ihre Unver-

wechselbarkeit, und damit ihr »Gesicht«. Frequenzen 

und Umsätze gingen wieder zurück. Die Dominanz der 

Modeketten wurde zum Manko vieler Innenstädte – die 

Textillastigkeit zu einer gefährlichen Last.

Es stellt sich die Frage, ob diese (Fehl-)Entwicklungen 

nicht hätten besser gesteuert werden können. Fakt ist, 

dass in Bezug auf die Grüne Wiese die vorhandenen pla-

nungsrechtlichen Instrumente nur sehr »defensiv« ein-

gesetzt wurden. Bei einer konsequenteren Anwendung 

hätten viele schädliche Auswirkungen auf die (Innen-)

Städte verhindert werden können!

Immerhin hatte sich hier über die Jahre allmählich eine 

kritische Haltung gegenüber einer »marktgesteuerten« 

Entwicklung des Einzelhandels herausgebildet. Über die 

Notwendigkeit einer gezielteren räumlichen Steuerung 

von Ansiedlungen gab es einen breiten Konsens. Dies 

bezog sich insbesondere auf die Themen interkommu-

naler Wettbewerb und Sortimente. 

Doch als die »Rückkehr« des Handels in die Innenstadt 

begann, als die innerstädtischen Verkaufsflächen boom-

ten, war von einer solchen, kritischen Haltung vor Ort 

wenig bis nichts zu spüren. Stadtplanung und Politik 

überließen die Entwicklung vielerorts dem »freien Spiel 

der Marktkräfte«: 

	• �In vielen Großstädten ging es Stadtplanern und Kom-

munalpolitikern ganz einfach darum, ihre Fußgänger-

zonen zu Pracht- und Flaniermeilen aufzumöbeln, 

zu Schaufenstern der »Großen Marken«. Trotz aller 

negativen Konsequenzen (horrende Mieten, Verdrän-

gung). 

	• �In vielen Innenstädten gibt es offenbar keine Bebau-

ungspläne, sodass z.B. eine (Sortiments-)Steuerung, 

sofern sie überhaupt angedacht gewesen ist, gar 

nicht greifen konnte. Es gelten dann nämlich lediglich 

die Vorschriften des § 34 Baugesetzbuch.

	• �Vielerorts stand (steht) bei chronisch finanzschwa-

chen Kommunen eine zusätzliche Gewerbesteuerein-

nahme deutlich höher im Kurs als das Thema Bran-

chenmix.

	• �In anderen Städten, die bereits signifikante Leerstän-

de zu beklagen hatten, war man froh, wenn sich 

überhaupt ein Handelsbetrieb neu ansiedeln wollte... 

Politische Entscheidungsträger haben vielerorts mit 

dazu beigetragen, dass sich Monokulturen herausbilden 

konnten. Vielleicht ließ man sich von der Glitzerwelt der 

Modeketten zu sehr blenden, vielleicht vertraute man 

zu sehr auf die Anziehungskraft angesagter Labels. Viel-

leicht vertraute man auch zu sehr den »selbstregulie-

renden Kräften des Marktes« und hatte kein wirkliches 

Verständnis davon, wie man die Innenstadt mittelfristig 

attraktiv halten und gestalten konnte.
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Für einen nachhaltigen und zukunftsfähigen Handel! 

Entwicklungstrends im deutschen 
Einzelhandel

Über die letzten Jahrzehnte hinweg hat sich der Wettbe-

werb im Einzelhandel Zug um Zug verschärft. Durch das 

Aufkommen immer neuer, preisaggressiver Vertriebsfor-

men und die permanente Ausdehnung der Verkaufsflä-

chen erhöhte sich der Wettbewerbsdruck. Viele kleinere 

Anbieter mussten ausscheiden – die Unternehmenskon-

zentration nahm sprunghaft zu. Die 1980er und 1990er 

Jahre waren geprägt von der Ausbreitung der Filialisie-

rung und dem Vordringen des Discountprinzips. In den 

letzten Jahren stand vor allem der Vormarsch des Online-

handels – und hier im Besonderen der von Amazon – im 

Mittelpunkt des Geschehens. 

Die von den Arbeitgebern und ihren Verbänden gefor-

derten und von der Politik Anfang des 21. Jahrhunderts 

umgesetzten Deregulierungsmaßnahmen haben den 

Wettbewerb weiter angeheizt: 

	• �2001 wurden das Rabattgesetz und die Zugabever-

ordnung abgeschafft – damit wollte man, so hieß es, 

den Wettbewerb »dynamisieren«. 

	• �2003 traten die Hartz-Gesetze in Kraft – damit wurde 

eine Schleuse für prekäre Beschäftigung geöffnet.

	• �2003 wurde die Samstagöffnung auf 20 Uhr verlän-

gert. 2006 wurde der Ladenschluss zur Ländersache – 

in der Folge wurden die Öffnungszeiten massiv ausge-

weitet. Zu der Überkapazität an Verkaufsfläche kam 

nun auch noch ein »Mehr« an Öffnungszeit hinzu. 

Preiskriege – und die Folgen

Auf den Teilmärkten des deutschen Einzelhandels be-

stimmt jeweils eine Handvoll Konzerne das (Markt-)Ge-

schehen. Sie verfügen über eine enorme Nachfrage- und 

Marktmacht. Es herrscht Verdrängungswettbewerb – 

das Ziel heißt Marktanteile gewinnen, um Konkurrenten 

aus dem Markt zu drängen. Das wichtigste Instrument 

dabei ist der Preis. Davon profitieren vor allem die Ver-

braucher*innen, heißt es. Tiefpreise, Rabattschlachten, 

»Sale« wohin man schaut. Traumhafte Zeiten für Konsu-

ment*innen...

Doch das ist nur die halbe Wahrheit! Die ständigen Preis-

runden drücken auf die Margen. Nicht jedes Unterneh-

men kann sich ein solches Vorgehen »leisten«. Nur die 

Großen der Branche haben die notwendigen finanziellen 

Reserven. Sie geben den Kostendruck weiter, an die Her-

steller, Lieferanten und an ihre Beschäftigten. Dies hat 

weitreichende Folgen: 

Zehntausende kleinerer Händler sind dadurch in den 

letzten Jahren aus dem Markt gedrängt worden. Das 

bedeutet weniger Auswahl und längere Wege für die 

Kund*innen. Weiniger Vielfalt in der Innenstadt bedeu-

tet weniger Attraktivität.

Für die Schnäppchenpreise müssen andere zahlen. Mo-

deketten lassen Unmengen an Billigklamotten in den 

Billiglohnländern Asiens mit oft skandalösen Arbeitsbe-

dingungen und miserablen Löhnen produzieren – um 

anschließend tonnenweise unverkaufte überschüssige 

Ware zu »entsorgen«. Schweinefleisch wird von Discoun-

tern zum Schleuderpreis verramscht – mit dramatischen 

Konsequenzen für das Tierwohl und die Arbeitsbedin-

gungen in den Fleischfabriken. Supermärkte und Dis-

counter unterbieten sich in einem Wettstreit, z.B. bei 

Obst oder Weinen. Diesen Preisdruck bekommen die 

Arbeiter*innen in den Erzeugerländern unmittelbar zu 

spüren. Von den miserablen Arbeitsbedingungen auf 

südafrikanischen Traubenfeldern oder Ananasplantagen 

in Costa Rica erfährt man hierzulande nur wenig.

Die aggressive Werbung mit Billigpreisen führt 

zu einer Abwärtsspirale, da Verbraucher*innen 

so noch stärker auf den Preis achten. Am Ende 

zahlen die Arbeiter*innen in den globalen 

Lieferketten für den Preiskampf.

(Oxfam, 2020)
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Preiskämpfe auf dem Rücken der 
Handelsbeschäftigten

Der Verdrängungskampf wird aber in erster Linie auf 

dem Rücken der über drei Millionen Einzelhandelsbe-

schäftigten ausgefochten. Wegen der langen Öffnungs-

zeiten und der schlechten Personalbesetzung bestimmen 

Arbeitshetze und hoher Leistungsdruck ihren Arbeits-

alltag. Und das oftmals zu untertariflicher Bezahlung! 

2000 haben die Arbeitgeber die AVE aufgekündigt und 

damit einen ruinösen Unterbietungswettbewerb in Gang 

gesetzt. Unternehmen verschaffen sich Vorteile im Wett-

bewerb, indem sie mittels Tarifflucht Personalkosten ein-

sparen. Das hat dramatische Folgen:

	• �heute gilt für lediglich 28 Prozent der Beschäftigten 

noch die Tarifbindung. Damit zählt der Einzelhandel 

zu den absoluten Schlusslichtern! Für die Mehrheit 

der Beschäftigten, vor einiger Zeit noch als »Held*in-

nen der Pandemie« gefeiert, bedeutet das bis zu 30 

Prozent weniger Lohn. Niedrige Einkommen bedeu-

ten niedrige Renten. Hunderttausende Verkäufer*in-

nen und Kassierer*innen hierzulande sind akut von 

Altersarmut bedroht; 

	• �das Tarifeinkommen konnte in den letzten Jahren 

deutlich gesteigert werden, es liegt aber immer noch 

unter dem Durchschnitt aller Branchen. Es gibt wei-

terhin erheblichen Nachholbedarf. 

Unter dem Strich bedeutet das: Die Beschäftigten »sub-

ventionieren« die Preiskriege ihrer Arbeitgeber. 

Der Handel steht vor gewaltigen 
Umbrüchen – es ist Zeit für ein 
Umsteuern!

Der deutsche Einzelhandel steht vor gewaltigen Um-

brüchen. Digitalisierung, mobile Payment, verstärkter 

Technologieeinsatz und künstliche Intelligenz – sind nur 

einige der Stichworte. Gleichzeitig wird die Branche mit 

neuen Anforderungen aus der Politik konfrontiert, denn 

die Themen Klimaschutz und Ressourcenverbrauch wer-

den drängender und erfordern ein nachhaltiges Wirt-

schaften in allen Bereichen, also auch im Handel. Zudem 

setzen immer mehr Kundinnen und Kunden bei ihren 

Kaufentscheidungen auf Nachhaltigkeit, auf soziale und 

ökologische Aspekte.

Der Einzelhandel steht mitten in einem Transformations-

prozess, der durch Corona noch einmal forciert wird. Für 

die Unternehmen besteht akuter Handlungsdruck. 

Der Einzelhandel ist in den letzten Jahren immer wieder 

durch verfehlte Firmenpolitik und Skandale stark in die 

Kritik geraten. Er hat ein massives Imageproblem und 

große Nachwuchssorgen! Der Handel muss sich verän-

dern – er muss nachhaltig und zukunftsfähig werden!

Marktmacht braucht mehr Kontrolle

Die zunehmende Machtkonzentration im Handel braucht 

stärkere Kontrolle. Ein Kernpunkt ist die Kontrolle der 

sich immer schneller herausbildenden Marktmacht im 

Internet (Plattformen). 

Wettbewerbsverzerrungen, die aus einer ungerechtfer-

tigten Steuerprivilegierung bestimmter Unternehmen 

resultieren, müssen beseitigt werden. Dies betrifft ins-

besondere die Ausnutzung von Steuervorteilen durch 

multinationale Konzerne wie Amazon. Ein Mittel dazu 

ist die Einführung einer Digitalsteuer. 

Der Handel muss seine 
Personalpolitik verändern!

Der Einzelhandel muss ein attraktiver Arbeitgeber wer-

den, durch bessere Arbeitsbedingungen und angemes-

sene Bezahlung. Dazu muss er einen Ausweg aus der 

Abwärtsspirale finden: Die Unternehmen sollten sich 

gegenseitig überbieten, nach dem Motto »Wer hat die 
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besten Konzepte?« Der ruinöse Unterbietungswettbe-

werb nach dem Motto »Wer kann die Lohnkosten am 

stärksten nach unten drücken?« muss aufhören! Wir 

brauchen einen Wettbewerb, in dem sich alle Unterneh-

men an allgemeinverbindliche Tarifverträge halten!

Der Handel muss nachhaltiger 
werden!

In Bezug auf das Thema Nachhaltigkeit hat die Politik 

zwischenzeitig für einige Korrekturen gesorgt, u.a. mit 

dem Lieferkettengesetz und der »Obhutspflicht« im 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (Retouren). Das sind wichtige 

Schritte in die richtige Richtung, die aber noch nicht weit 

genug reichen. 

Einige Unternehmen bemühen sich um ein besseres 

Image und nehmen leichte Korrekturen in ihrer Firmen-

politik vor: So bieten z.B. große Modeketten zusätzlich 

auch Second-Hand-Angebote, Discounter kündigen mit-

telfristig eine schrittweise Abkehr von Billigfleisch an, 

Supermärkte bauen ihre Bio-, Fairtrade- und Regional-

angebote aus. Solche Beispiele sind begrüßenswert, aber 

leider nicht mehr als zarte Pflänzchen in der sehr rauen 

und kargen Wettbewerbslandschaft.

Es gibt weiterhin sehr viele Missstände! Die Entwick-

lungsorganisation Oxfam konnte in ihrem letzten Su-

permarkt-Check (Mitte 2020) Lidl, Aldi und Rewe noch 

leichte Verbesserungen in Bezug auf Menschenrechte 

attestieren. Doch ein Jahr später kommt Oxfam in seiner 

aktuellen Recherche zu einer äußerst kritischen Einschät-

zung. Danach hat sich in der Pandemie die Lage von 

Pflücker*innen auf Kaffeeplantagen in Indien oder auf 

Weinfarmen in Südafrika weiter verschlechtert. Während 

Supermarktketten »das wirtschaftlich erfolgreichste Jahr 

seit ihrem Bestehen feiern, können die Arbeiter*innen in 

den globalen Lieferketten von ihren Löhnen kaum über-

leben«. Diejenigen, »die unser Essen herstellen, bekom-

men immer weniger vom Preis der Produkte, die wir im 

Supermarkt kaufen« (Oxfam, 2021). Oxfam fordert den 

Handel auf, Plantagen zu kontrollieren und die Lieferket-

ten gezielt zu überprüfen. Die Top 4 müssten die Men-

schen, die unser Essen herstellen, angemessen bezahlen 

und ihre Rechte achten.

Der Handel muss zukunftsfähig 
werden!

Damit der Handel zukunftsfähig wird, braucht es mehr als 

kurzfristige, kosmetische Korrekturen. Zukunftsfähigkeit 

heißt, seine Firmenpolitik ganzheitlich so auszurichten, 

dass man unter den sich verändernden Rahmenbedin-

gungen über längere Zeit erfolgreich sein kann. Eine 

unabdingbare Grundvoraussetzung dafür ist die konse-

quente Verzahnung und Vernetzung der verschiedenen 

Verkaufskanäle.

Vieles spricht dafür, dass Nachhaltigkeit zu einem ent-

scheidenden Wettbewerbsfaktor wird. Zukunftsfähig 

wird ein Unternehmen dann, wenn es tatsächlich nach-

haltig mit seinen Ressourcen umgeht. Dies umfasst nicht 

nur entsprechende Veränderungen bei Sortimenten, 

Einkauf, Verpackung, Logistik etc. Dies bezieht sich vor 

allem auf die wichtigste »Ressource«, die menschliche 

Arbeitskraft. 

Gute Chancen im Wettbewerb werden auf Dauer nur 

diejenigen Unternehmen haben, die ihren Beschäftigten 

gute Arbeitsbedingungen und Tarifeinkommen bieten. 

Dies gilt ganz besonders für den innerstädtischen Einzel-

handel. 

Zum Weiterlesen: 

ver.di Handel: Verdrängungswettbewerb im Handel. Zwischen 

Preiskrieg, Tarifflucht und Altersarmut, Berlin 2021. 

ver.di Handel: Lehren aus Corona ziehen: Für einen zukunfts-

fähigen und nachhaltigen Handel, Berlin 2021.

Rekordgewinne hier – Ausbeutung dort

»Arbeiter*innen bekommen immer weniger vom 

Preis der von ihnen geernteten oder weiterver-

arbeiteten Produkte - während die Supermärkte den 

größten Anteil für sich behalten«.

»Gemessen am Verkaufspreis beträgt der Lohnanteil 

von Arbeiter*innen im Anbau von Wein aus Süd-

afrika und bei Tee aus Indien jeweils ungefähr ein 

Prozent« (Oxfam, 2021).
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Der neue Konkurrent 
Onlinehandel 

Anfang des 21. Jahrhunderts wuchs plötzlich ein neuer 

Konkurrent heran: Neben Innenstadt und Grüner Wiese 

etablierte sich ein dritter, ein virtueller Standort. Seine 

Bedeutung wuchs, zunächst langsam, und dann immer 

schneller:

Onlinehandel in Deutschland von 2000 bis 2020

Jahr Umsatz in Mrd. Euro

2000 1,3

2005 6,4

2010 20,2

2015 39,9

2019 59,2

2020 72,8

Quelle: HDE/IFH, Online Monitor 2021. 

Wie rasant der Onlinehandel in den letzten Jahren 

gewachsen ist, zeigt ein Blick auf die beiden Bereiche 

stationär und online, hier über den Zeitraum 2010 bis 

2020. Danach hat der stationäre Einzelhandel insgesamt 

um knapp ein Fünftel zugelegt, während sich der Online-

umsatz mehr als verdreifacht hat:

Umsatzentwicklung des Handels online 

und stationär (Index: 2010 = 100)

2010 2020
Durchschnittliche 

jährliche  
Wachstumsrate

stationär 100 119 +1,7%

online 100 337 +12,9%

Quelle: HDE Standort Monitor 2021.

Onlinehandel/E-Commerce

Die Begriffe E-Commerce und Onlinehandel werden in 
der Bedeutung meist gleichgesetzt. E-Commerce (ur-
sprünglich Electronic-Commerce) kommt aus dem Engli-
schen und bedeutet elektronischer Handel. Onlinehandel 
und E-Commerce bezeichnen den Kauf und Verkauf von 
Produkten über elektronische Verbindungen (z.B. über 
das Internet).

Wie alles anfing

1886 verschickten Ernst Mey und sein Geschäftspartner 
Emil Bernhard Edlich den ersten bebilderten Katalog und 
legten damit den Grundstein für den Versandhandel. Die 
Leipziger boten seinerzeit Hemden und Papierkragen 
zum Verkauf an. Anfang des 20. Jahrhunderts kam es 
dann zur Gründung weiterer Versandhandelsunterneh-
men, so u.a. Josef Witt (1907), Friedrich Baur (1925) 
und Quelle (1927). Die zweite große Gründungswelle 
begann 1949 – u.a. mit Otto (1949), Neckermann 
(1950) und Schwab (1953).
Im Mittelpunkt des klassischen Versandhandels standen 
die dicken Hauptkataloge – »der Deutschen liebstes 
Buch«, mitunter auch als »die Bibel des Kapitalismus« 
tituliert.
Der Versandhandel hierzulande konnte über einen recht 
langen Zeitraum einen Marktanteil von 5-6 Prozent 
halten. Anfang der 1980er Jahre hießen die Marktführer 
Quelle, Otto und Neckermann. Doch die Universalver-
sender kamen bald mehr und mehr unter Druck. Zuerst 
warben ihnen Filialisten wie H&M oder Globetrotter mit 
Spezialkatalogen Kund*innen ab, dann traten agile On-
linehändler (wie Amazon) auf den Plan. Diese konnten 
viel flexibler auf die Wünsche der Verbraucher*innen 
eingehen als die klassischen Katalogversender mit ihren 
dicken (und teuren) Druckwerken...

(zum Weiterlesen – siehe unsere Broschüre »Von Paketen, Menschen 
und Mäusen«)

Die (Innen-)Stadt und der 
Handel von 2000 bis heute

2
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Das Internet forciert den Wettbewerb: Die Markttrans-

parenz wird erhöht, Preis- und Produktvergleiche werden 

einfacher. Die Kostenvorteile des Onlinehandels (keine 

teuren Ladenmieten, höhere Produktivität etc.) führen zu 

einer zusätzlichen Verschärfung im Preis- und Verdrän-

gungswettbewerb. 

Hinzu kommt, dass sich die marktführenden Konzerne 

– hier vor allem Amazon und Zalando – zusätzliche Kos-

tenvorteile verschaffen, indem sie ihren Beschäftigten 

tarifliche Leistungen vorenthalten und sie deutlich unter 

Einzelhandelstarif bezahlen.

TOP 5 Umsatzstärkste Onlineshops 
in Deutschland

Unternehmen Umsatz 2019

amazon.de 13,8 Mrd. Euro

otto.de 4,5 Mrd. Euro

zalando.de 1,9 Mrd. Euro

mediamarkt.de 1,8 Mrd. Euro

saturn.de 1,1 Mio. Euro

Quelle: EHI, 10/2021 

Der Onlinehandel durchdringt den gesamten Einzel-

handel, allerdings nicht überall mit der gleichen Wucht. 

2020 betrug der Anteil des Onlinehandels am gesam-

ten Einzelhandelsumsatz 13,6 Prozent. Bezogen auf den 

Non-Food-Bereich liegt sein Anteil bei 18,4 Prozent, bei 

Food sind es noch bescheidene 2,0 Prozent. 2020 betrug 

allerdings der Zuwachs in diesem Segment in Folge der 

Pandemie exorbitante 60 Prozent!

Die für den Onlinehandel derzeit vom Volumen her be-

deutendsten Warengruppen sind Fashion/Accessoires, 

Consumer Electronics (CE) und Freizeit/Hobby. Von be-

sonderer Bedeutung ist dabei, dass zentren-relevante 

Sortimente hohe Onlineanteile aufweisen. Fast 40 Pro-

zent des Modehandels wurden zuletzt nicht-stationär 

umgesetzt.

Onlineanteil je Branche am jeweiligen
 Gesamtmarkt 2020 (Auszug)

Warengruppe Onlineanteil

Fashion/Accessoires 39,8 %

CE/Elektro 38,9 %

Freizeit/Hobby 33,2 %

Quelle: Online Monitor 

Der anhaltende Onlineboom führte zu stark rückläufigen 

Kundenfrequenzen und Umsätzen in der Innenstadt. 

Amazon, Otto, Zalando & Co. setzen den innerstädti-

schen Handel mächtig unter Druck, denn was im Netz 

verkauft wird, fehlt in den Ladenkassen. Das hat Aus-

wirkungen auf den stationären Einzelhandel. Der HDE 

prognostizierte 2014, dass in Folge des Onlinebooms bis 

2020 50.000 Standorte vom Markt verschwinden könn-

ten (Pressemitteilung vom 3.9.2014).

	• �Der innerstädtische Handel hatte nun zwei starke 

Konkurrenten: die Grüne Wiese auf der einen – und 

das Internet auf der anderen. 

Mit dem Onlineboom endete der Höhenflug der Shop-

pingcenter. Die einstigen »Gelddruckmaschinen« und 

Treiber der innerstädtischen Flächenexpansion hatten 

vor ca. fünf Jahren erstmals mit Leerständen zu kämp-

fen (handelsblatt.com vom 24.5.2017). Die, die einst als 

Zukunft des Handels und zugleich als Schrecken der In-

nenstädte galten, hatten nun selbst Probleme. Viele der 

älteren Einkaufszentren gehörten zudem nicht mehr zu 

den attraktivsten Standorten für Händler. 

Noch stärker traf es die Warenhäuser. Deren Manager 

versuchten, sich als Opfer des Internets zu inszenieren. 

Tatsächlich aber ist es ihnen in all den Jahren nicht ge-

lungen, sich als schlagkräftige Multi-Channel-Händler 

aufzustellen. Als wichtige Konkurrenten, wie etwa die 

Otto-Gruppe, schon lange erfolgreich auf mehreren Ka-

nälen agierten, spielte Onlinehandel für die Vorstände 

der Warenhäuser immer noch keine zentrale Rolle. 

Bereits 2014 kommentierte die »Wirtschaftswoche« in 

drastischen Worten: »Deutschlands Waren- und Mode-
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händler haben den Onlinehandel unterschätzt, den di-

gitalen Wandel verpennt und treiben die Kunden in die 

Arme der Konkurrenz« (wiwo.de vom 29.8.2014).

Onlinehandel –  
der Feind der Innenstadt?

Der Onlinehandel wurde in vielen Veröffentlichungen als 

»Feind« der Innenstadt gebrandmarkt, mitunter auch als 

deren »Totengräber«. Schlagzeilen wie »Amazon killt die 

Innenstadt« machten die Runde. 

Fakt ist, der Onlinehandel »killt« nicht die Innenstädte, 

aber Zalando, Amazon, Otto & Co. setzen den innerstäd-

tischen Einzelhandel mächtig unter Druck – und unter 

Zugzwang. 

Tatsache ist aber auch, dass der Gegensatz »stationä-

rer Handel hier, Onlinehandel dort« nicht mehr zutrifft. 

Denn die Beiden treten schon seit längerem nicht mehr 

in »Reinkultur« gegeneinander an. Die Handelskonzerne 

investieren massiv in Digitalisierung und forcieren das 

Onlinegeschäft. Die verschiedenen Verkaufskanäle wer-

den immer mehr verzahnt und verbunden. Multi- bzw. 

Omnichannel sind heute die Regel. Im Modehandel z.B. 

haben mit Ausnahme von Primark und TK Maxx alle gro-

ßen (stationären) Anbieter längst eigene Onlineshops 

und Onlinehändler wie Zalando eröffnen gleichzeitig im-

mer mehr stationäre Stores. 

Einen Nachholbedarf gibt es allerdings nach wie vor bei 

vielen klein- und mittelständischen Händlern, denen oft 

die finanziellen Mittel fehlen.

Der Online-Boom und die Folgen 

Die Pandemie hat den stationären Handel hart getroffen, 

insbesondere während des Lockdowns, als persönliche 

Begegnungen auf ein Minimum reduziert waren. In die-

ser Zeit ist der Onlinehandel dynamisch gewachsen. Das 

sorgte auch in der KEP-Branche (Kurier-, Express- und 

Paketdienste) für ein enormes Wachstum, ihr Verband 

sprach von einem regelrechten »Corona-Schub«.

Die Anzahl der versendeten Pakete ist im letzten Jahr 

sprunghaft angestiegen – um 18,6 Prozent. Das waren 

400 Millionen Pakete mehr als 2019. Insgesamt wur-

den damit 2020 2,7 Milliarden E-Commerce-Sendungen 

(B2C) durch Mitarbeiter*innen von DHL, Hermes & Co. 

befördert und zugestellt. Allein 315 Millionen Pakete 

wurden im letzten Jahr zurückgesendet. Deutschland ist 

bekanntlich »Retourenweltmeister«. Das hängt vor allem 

auch damit zusammen, dass viele große Onlinehändler 

die Retouren kostenfrei stellen. 

Der Onlinehandel bringt aus Verbrauchersicht ohne Zwei-

fel eine Reihe von Vorteilen. Unbestritten ist aber auch, 

dass der Onlinehandel gleichzeitig enorme gesellschaft-

liche Kosten produziert, riesige Belastungen für Verkehr 

und Umwelt! Die Städte versinken mittlerweile in der Flut 

von Paketen. Der Verkehr kommt nicht von der Stelle, 

Paketdienste parken oft in der 2. und 3. Reihe... 

Im Zusammenhang mit dieser Entwicklung hat es Ende 

2020 Diskussionen und Initiativen zur Einführung einer 

Die Kaufhaus-Kette hat es gründlich verpasst, 

in die Zukunft zu investieren. 

Den Preis dafür zahlen die Belegschaften – 

und die Innenstädte.

(tagesspiegel.de vom 19.6.2020)

Früher hat die Stadt den Handel gebraucht 

wie der Handel die Stadt. Das Internet aber 

braucht die Stadt nicht.

(W. Christ, in: »Frankfurter Rundschau« vom 23.8.2018)

Der Bundesverband E-Commerce und 
Versandhandel (bevh) unterscheidet in seinen 
Veröffentlichungen folgende Versendertypen 
(Reihenfolge nach Umsatzvolumina):

– OMP: Online-Marktplätze (Ebay, Amazon etc.);
�– �Onlinehandel (reiner Internet-Pure-Player, incl. 

Shoppingclub und Apothekenversender);
– �MCV: Multichannel-Versender (incl. Versender, 

die ihre Heimat im Stationär-Handel haben); 
– HEV: Hersteller-Versender;
– VS: Teleshopping-Versender.

Quelle: bevh.org 13.4.2021.
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sogenannten Paketsteuer gegeben. Der Vorschlag kam 

aus der Bundestagsfraktion der CDU/CSU. Die SPD un-

terstützte diesen Vorschlag.

Zum Hintergrund: Der Onlineboom gefährdet den statio-

nären Einzelhandel und führt tendenziell zur Verödung 

der Innenstädte. Während der stationäre Einzelhandel 

mit seinen Steuern wesentlich zum Kommunalhaushalt 

beiträgt, wird kommunale Infrastruktur vom Onlinehan-

del kostenlos genutzt. Diese Schieflage müsse beseitigt 

werden. Aus der Sondersteuer könnte ein Innenstadt-

fonds zugunsten des innerstädtischen Einzelhandels fi-

nanziert werden... 

Die Debatte wird sehr kontrovers geführt. Nach Auffas-

sung des Bundesverbandes E-Commerce und Versand-

handel (bevh) sei das »eine Umverteilung vom Heute 

zum Gestern«. Stattdessen fordert der Verband, es soll-

ten »jene in die Verantwortung für die Innenstädte ge-

nommen werden, die am meisten von ihnen profitieren«. 

Und das seien nun einmal insbesondere die Eigentümer 

von zentralen 1A-Handelsimmobilien (bevh. org Presse-

mitteilung vom 3.8.2021).

Der HDE wendet sich gegen eine »Strafsteuer« für den 

Onlinehandel. Stattdessen, so der Verband, müsse es 

»einen fairen Wettbewerb« geben (HDE Pressemittei-

lung vom 26.2.2021). 

Andere argumentieren, dass staatliche Eingriffe den 

Strukturwandel nicht aufhalten könnten, Viel wichtiger 

sei es, die Arbeitsbedingungen der Zusteller*innen und 

der Beschäftigten in den Versandzentren zu verbessern 

(sueddeutsche.de vom 21.12.2020). 

Zum Weiterlesen:

BIEK: KEP-Studie 2021.

ver.di Handel Broschüre: Von Paketen, Menschen und „Mäusen“.

Der Einzelhandel und die 
Pandemie: Differenzierte 
Gemengelage

Als es 2020 plötzlich zum Lockdown kam und mit Aus-

nahme des Lebensmittelhandels und der Drogerie- und 

Baumärkte alle Läden geschlossen blieben, hatten viele 

Geschäfte wochenlang Umsatzausfälle zu verkraften. 

Von »ausgestorbenen Innenstädten«, vom »Todesstoß 

für deutsche Innenstädte« wurde nun berichtet. Es fehl-

ten Touristen, Messegäste und Pendler, die sonst in der 

Stadt arbeiten, jetzt aber im Home-Office sind. 

Die Hoffnung, dass das Virus im Sommer 2020 irgend-

wie verschwinden würde, hat sich als Trugschluss erwie-

sen. So dramatisch sich die Pandemie ausgebreitet und 

alle Lebensbereiche durchdrungen hat, so unterschied-

lich sind die Spuren, die das Virus im Einzelhandel hinter-

lassen hat. 

Trotz Pandemie und Lockdown erwirtschaftete der Ein-

zelhandel 2020 ein starkes Plus von 4,1 Prozent real und 

5,3 Prozent nominal (destatis.de vom 5.1.2021). 

Je nach Teilbranche und Segment ergibt sich ein sehr dif-

ferenziertes Bild:

Lebensmittelhandel

Umsatzzuwächse erzielten vor allem der Onlinehandel 

und der Lebensmittelhandel. Letzterer profitierte davon, 

dass andere Läden schließen mussten, z.B. im Textil- 

und Bekleidungshandel. Denn die unter der Rubrik Le-

bensmittelhandel agierenden Formate führen nicht nur 

Lebensmittel (Food) im Sortiment, sondern bis zu 50 Pro-

zent Nonfood-Artikel (u.a. auch Textil/Bekleidung). Der 

Lebensmittelhandel profitierte gleichzeitig auch von der 

Schließung der Gastronomie. 

Insgesamt konnte der Lebensmittelhandel ein Plus von 

6,4 Prozent erzielen, deutlich mehr als in den Jahren da-

vor. Die 10 größten Lebensmittelhändler steigerten ihren 

Gesamtumsatz um 10 Prozent auf 264 Mrd. Euro. Die 
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Gruppe der vier Großen konnte ihren Marktanteil deut-

lich ausdehnen: Sie beherrschen nun 74,5 Prozent des 

Lebensmittelhandels. Ein Jahr davor waren es 70,2 Pro-

zent!

Die größten Umsatzzuwächse erzielten der selbststän-

dige EH bei Edeka (+14,2 Prozent), der selbstständige EH  

bei Rewe (+11,2 Prozent), Lidl (+ 9 Prozent), Aldi Nord  

(+ 8,4 Prozent) sowie Netto und Aldi Süd mit je 8 Prozent.

Umsatz der Top 4 Lebensmittelhandel 2019/2020

Unternehmen Umsatz 2019  
(Mio. Euro)

Umsatz 2020 
(Mio. Euro)

Edeka-Gruppe 61.248 67.034

Rewe-Gruppe 44.845 55.616 *)

Schwarz-Gruppe 41.250 45.300

Aldi-Gruppe 29.500 31.600

Quelle: lebensmittelpraxis.de vom 15.3.2021; Geschäftsberichte.  
*) incl. Übernahme Lekkerland. 

Der Corona-Vermögens-Turbo
Für den Lebensmittelhandel war 2020 ein besonderes 
Jahr: Lt. der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
war es »das beste Jahr seit Menschengedenken«. Die 
Top 4 profitier(t)en von Covid-19 und machten das Ge-
schäft ihres Lebens. Sie erzielten in dem Krisenjahr Re-
kordgewinne – ihre Eigentümer*innen wurden reicher 
und reicher. Die größten privaten Pandemie-Profiteure 
hierzulande sind die Eigentümer*innen von Aldi und 
Schwarz. Ihr Riesen-Vermögen ist nochmals sprunghaft 
weiter gestiegen:

Dieter Schwarz (Lidl/Kaufland) steigerte sein Ver-
mögen zwischen 2019 und Mitte 2021 von 22,6 auf 
32,7 Milliarden US-Dollar (wiwo.de vom 23.7.2021).

Beate Heister & Karl Albrecht jr. (Aldi Süd) 
konnten ihr geschätztes Vermögen von 23 Mrd. Euro 
im April 2020 auf derzeit 38 Mrd. Euro vergrößern (ver-
möegensmagazin.de vom 24.8.2021).

Onlinehandel

Am stärksten aber hat der Onlinehandel 2020 von der 

Corona-Pandemie profitiert. Die hohen Umsatzzuwächse 

der vergangenen Jahre wurden 2020 noch einmal 

getoppt. Der Zuwachs beim Onlinehandel betrug  

13,6 Mrd. Euro, ein Plus von 23 Prozent:

Onlineumsatz 2018-2021 

Jahr Umsatz in Mrd. Euro
Veränderung 
zum Vorjahr

2018 48,9 +9,1%

2019 59,2 +11,0%

2020 72,8 +23,0%

2021 *) 85,0 +17,0%

Quelle: IFH/HDE / *) Prognose

Besonders stark waren die Zuwächse im Food-Segment 

(wenn auch von einem noch geringen Ausgangsniveau):

Marktwachstum stationär/online 2019/2020

stationär online

Einzelhandel insgesamt +3,6 +23,0

Nonfood +0,3 +21,3

Food +9,5 +59,6

Quelle: HDE/IFH Onlinemonitor 2021, S. 9.

Haupttreiber des starken Onlinewachstums waren zu-

letzt die deutlich gestiegenen Durchschnittsausgaben 

(+17 Prozent) und die wachsende Anzahl der Online-

shopper*innen, insbesondere über 60-Jährige (»Silver 

Surfer«), die das Onlineshopping neu für sich entdecken. 

Das IFH Köln führt seit 2020 spezielle Kundenbefragun-

gen während der Pandemie durch. Dabei ergab sich u.a. 

dass Kunden, die bisher in den Innenstädten gekauft 

haben, jetzt online kaufen. Viele sind mit ihren Online-
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Erfahrungen so zufrieden, dass sie auch weiterhin im 

Netz einkaufen wollen. »Das heißt: Corona hat auch 

bei sehr loyalen Innenstadt-Kunden einen Umschwung 

bewirkt« (tagesspiegel.de vom 3.8.2020). 

Modehandel

Einige Bereiche des stationären Nonfood-Einzelhandels 

hatten in Folge des Lockdowns allerdings temporär 

deutliche Umsatzeinbußen zu verkraften. Dazu zählen 

insbesondere die Vertriebslinien im Modehandel (Textil, 

Bekleidung, Schuhe) sowie die Warenhäuser.

Während der Pandemie verschärften sich auch die Prob-

leme vieler Shoppingzentren. Hier gab es nun immer mehr 

Leerstände, insbesondere im Bereich Mode und in der 

Gastronomie. Die Otto-Tochter ECE plant in Deutschland 

keine Neueröffnungen mehr (faz.net vom 21.8.2020).  

Die Corona-Pandemie ist jedoch nicht die Ursache für diese 

Probleme! Wie wir weiter oben im Einzelnen gezeigt ha-

ben, gab es bereits lange vor Covid-19 massive strukturelle 

Fehlentwicklungen und Defizite. Dies betrifft den gesam-

ten stationären Modehandel ebenso wie die Warenhäuser 

und die innerstädtischen Shoppingcenter. Durch die Co-

rona-Pandemie wurden die vorhandenen, zumeist selbst-

verschuldeten Probleme noch einmal deutlich verschärft.

Zahlreiche Unternehmen gerieten 2020 ins Schlingern. 

So u.a. Adler, Esprit, Hallhuber, Bonita. Runners Point 

schloss alle 73 Filialen in Deutschland. In der Corona-Pan-

demie eskalierte auch (wieder einmal!) die Dauerkrise 

von Galeria Karstadt Kaufhof. Die Unternehmensleitung 

präsentierte Mitte 2020 eine Schließungsliste mit 80 Filia-

len. In der Folgezeit kam es zu massiven öffentlichen Pro-

testaktionen der Beschäftigten, der Betriebsräte und von 

ver.di. Vielerorts entstanden lokale Bündnisse mit betrof-

fenen Städten und deren Bürgermeister*innen. In zähen 

Verhandlungen und langwierigen Auseinandersetzun-

gen gelang es viele Standorte zu retten und die Zahl der 

Schließungsfilialen um die Hälfte auf 40 zu reduzieren.

Die Warenhäuser sind zwar von dem langen Lockdown 

hart getroffen wurden, aber die Pandemie ist lediglich 
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ein Verstärker, nicht die Ursache der Warenhauskrise! 

ver.di hat immer wieder das Missmanagement der alten 

Geschäftsleitung angeprangert (handel.verdi.de vom 

16.10.2020). Corona wurde offensichtlich als Vorwand 

für lang gehegte Schließungspläne genutzt.

Auch im Modehandel muss genauer hingeschaut werden. 

Negativ betroffen sind vor allem solche Unternehmen 

und Geschäfte, die ausschließlich stationär aufgestellt 

sind, und/oder eine schlechte Onlinepräsenz haben. Fast 

alle Großen der Branche konnten mit ihren Onlineshops 

einen Teil der stationären Ausfälle kompensieren.

Corona – der Turbo im 
Transformationsprozess?

Nach einer Untersuchung des IFH Köln führt die Corona-

Pandemie zu einer signifikanten Beschleunigung des 

laufenden Transformationsprozesses im Handel. »Pan-

demiebedingt beschleunigt sich der Strukturwandel um 

ca. sieben bis acht Jahre« (5). Corona wirkt danach als 

ein Turbo für den Onlinehandel – und beschleunigt das 

Ladensterben. Trifft diese Prognose zu, so würde sich das 

Kräfteverhältnis zwischen stationärem und digitalem Ein-

zelhandel weiter deutlich verschieben. Nach einer älteren 

Prognose des IFH würde der Onlineanteil bis 2030 auf 

rund 22 Prozent ansteigen. Nach der neuen Prognose 

könnte diese Marke jetzt schon 2023 erreicht werden. 

Gleichzeitig wären dann rund ein Fünftel der stationä-

ren Läden (79.000) von Schließung betroffen. Der HDE 

meinte in einer Pressemitteilung, diese Zahl noch toppen 

zu müssen. »Insgesamt könnten durch die Coronakrise 

bis zu 120.000 Geschäfte verschwinden« (HDE PM vom 

7.5.2021).

Ob die IFH-Einschätzung, ob die HDE-Zahl realistische 

Prognosen oder eher Horrorszenarien sind, sei einmal da-

hingestellt. Mitunter drängt sich allerdings der Eindruck 

auf, dass die Pandemie als Erklärung für Vieles herhalten 

muss – oder von anderen Problemen ablenken soll. Fakt 

ist nun einmal, dass der »Abschmelzungsprozess« im 

deutschen Einzelhandel in erster Linie die Folge des ag-

gressiven Verdrängungswettbewerbs ist. Hier bestimmen 

mächtige Konzerne das Geschehen! Kleine und mittlere 

Unternehmen haben dabei immer schlechtere Chan-

cen zu überleben, ihre Bedeutung schwindet mehr und 

mehr. Der Marktanteil des nicht-filialisierten Fachhandels 

betrug Anfang der 1980er Jahre 56 Prozent, 2000 waren 

es noch 32 und 2019 (also vor Beginn der Pandemie!) 

dann nur noch 15,5 Prozent (HDE, Zahlenspiegel). 

Zusammenfassung:  
Onlinehandel und Covid 
sind nicht an allem schuld!

Wie in fast allen Bereichen der Wirtschaft, so verstärkt 

Corona auch im Handel den bereits existierenden Trans-

formationsprozess. Das Virus trifft eine Branche, die 

mitten in einem harten Verdrängungskampf steht. Be-

sonders betroffen sind Betriebe und Unternehmen die 

bereits vor Corona ökonomisch unter Druck standen. 

Covid-19 hat viele Händler in eine Krise gestürzt – viele 

andere aber profitieren und konnten zuletzt z.T. exorbi-

tante Umsatz- und Gewinnzuwächse verbuchen.

Covid-19 ist nicht an allem schuld:

	• �Schon lange vor der Corona-Pandemie waren die 

Probleme der Innenstadt offenkundig (zu uniform, zu 

wenig Vielfalt, zu wenig Erlebnis).

	• �Die Krise der Modebranche begann schon lange vor 

Covid-19 und ist zu großen Teilen selbstverschuldet. 

Sie ist die Folge einer Vertriebspolitik der Mode-Kon-

zerne, die mit einem Zuviel an Fläche und Ware in 

Kombination mit einer aggressiven Rabattpolitik den 

Wettbewerb massiv überhitzt haben. 

	• �Die Krise der Warenhäuser ist ein Dauerthema – und 

das schon seit geraumer Zeit.

Einige der großen Modehäuser – allen voran die Waren-

häuser – haben es versäumt, die Chancen des Internet 

rechtzeitig zu erkennen und zukunftsfähige Multi-Chan-

nel-Konzepte zu entwickeln. Und viele mittelständische 

Händler haben einfach auf stur geschaltet und alles auf 

die Karte offline gesetzt.
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Die Krise vieler deutscher Innenstädte hat aber nicht 

nur mit Onlinehandel und Covid-19 zu tun. Sie ist auch 

eine Folge konkreter Handlungen der Unternehmen und 

ihres Verbandes HDE. Die Politik der Deregulierung, Ta-

rifflucht, Flächenexpansion, Preiskriege und ausufernde 

Ladenöffnung hat den Wettbewerb in einer Weise ver-

schärft, dass nur noch große, finanzstarke Konzerne 

gute Überlebenschancen haben. Kleine werden immer 

mehr aus dem Markt verdrängt – auch zum Leidwesen 

der Innenstadt. Die, die diese Deregulierungspolitik maß-

geblich mitgetragen und oftmals aktiv gefördert haben, 

zeigen sich nun verwundert über »Ladensterben« und 

das »Veröden der Innenstädte«...

Eine große Portion Mitschuld tragen auch die Städte 

und Gemeinden selbst, denn lange Zeit haben Politik 

und Verwaltung, Wirtschaft und auch Städteplaner die 

Augen verschlossen vor dem, was offenkundig und 

längst sichtbar war. So sind in letzten Jahrzehnten viele 

Entwicklungen geschehen, unter denen die Innenstädte 

heute leiden. Ein Schlüsselproblem ist die Monokultur 

des stationären innerstädtischen Handels. Würden die 

Innenstädte die Struktur des Einzelhandels besser abbil-

den, wären die Probleme nicht annährend so groß wie 

sie heute sind!

Wie geht es jetzt weiter  
mit der (Innen-)Stadt?

Gewinnt der Onlinehandel auf Dauer – oder war 

das Jahr 2020 nur eine extreme Ausnahme? 

Der Onlinehandel bleibt wohl eine feste Größe und wird 

weiter zulegen – in welchem Tempo, ist aber noch nicht 

ausgemacht. Entscheidend dafür ist auch, wie sich die 

Corona-Pandemie weiter entwickeln wird. 

 

Vieles hängt davon ab, welche Rolle der innerstädtische 

Einzelhandel zukünftig in Deutschland tatsächlich spie-

len kann.



/  33 

Arbeiten im Einzelhandel: Preiskämpfe und 
Verdrängungswettbewerb auf dem Rücken der 
Beschäftigten

In den letzten Abschnitten haben wir beschrieben wie 

sich im Laufe der Jahrzehnte der Wettbewerb im Einzel-

handel immer mehr verschärft hat – hin zu einem rui-

nösen Verdrängungskampf. Dies hat auch tiefgreifende 

Auswirkungen auf die Beschäftigten. Arbeiten im Einzel-

handel bedeutet heute: Minimale Personalbesetzung, 

flexibilisierte Arbeitsverhältnisse, enormer Stress und 

Leistungsdruck. Und das bei unzureichender Bezahlung 

und geringer Wertschätzung. 

Einige Daten und Fakten

Anzahl und Struktur der 
Beschäftigung

Derzeit arbeiten im Einzelhandel knapp 3,2 Millionen 

Arbeitnehmer*innen. Früher war die Mehrheit in Vollzeit 

beschäftigt, heute ist es nur noch rund ein Drittel. 

Anteil Vollzeitbeschäftigte im  

deutschen Einzelhandel (1960-2020)

1960: 93%
1970: 80%
1980: 73%
1990: 66%
2000: 50%

2010: 43%

2020: 37%

Quellen: Stat. Bundesamt, HDE, Wabe-Institut und eig. Berechnungen.

3.187.000 Arbeitnehmer*innen (= 100%)

Vollzeitbeschäftigte 37,1 % *)

sozialversicherungspflichtige  
Teilzeitbeschäftigte

37,4 %

ausschließlich geringfügig  
Beschäftigte

18,2 %

Nebenjobber*innen 7,3 %

Quelle: Wabe-Institut 2021. 
*) Ohne die Auszubildenden reduziert sich der Anteil der Vollzeitbeschäftig-
ten auf 33 %.

Tarifflucht

Arbeitsbedingungen und Entlohnung waren bis zum 

Jahr 2000 durch allgemeinverbindliche Tarifverträge 

geschützt. Inzwischen sind nur noch 28% der Be-

schäftigten tarifgebunden. Mit der Aufkündigung der 

Tarifbindung durch die Arbeitgeber sind nun Entloh-

nung und Arbeitsbedingungen stärker in den Fokus 

von Strategien zur Senkung der Personal- 

kosten gerückt. In vielen Unternehmen gelten nur 

noch die gesetzlichen Regelungen (z.B. Bundes-

urlaubsgesetz, Arbeitszeitgesetz etc.). Tarifpolitische 

Errungenschaften wie z.B. die 37,5-Stundenwoche, 

Mindestarbeitszeiten, Urlaubs- und Freistellungsre-

gelungen, Zuschläge für ungünstige Arbeitszeiten 

und Rahmenbedingungen für Arbeitszeitregelungen 

gelten für die Mehrheit der Beschäftigten im Einzel-

handel nicht mehr. Damit waren die Voraussetzun-

gen dafür geschaffen, dass die Handelsarbeitgeber 

Arbeitsverhältnisse und Arbeitszeiten immer weiter 

flexibilisiert haben. 
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Flexibilisierung von 
Arbeitsverhältnissen

Das Normalarbeitsverhältnis (mehr als 21 Wochenstun-

den, unbefristet und sozialversicherungspflichtig) wurde 

von ihnen Zug um Zug durch sog. atypische Beschäfti-

gungsverhältnisse ersetzt (Befristungen, Teilzeit unter 20 

Stunden, Zeitarbeit, Minijobs, Werkverträge usw.). Dies 

verschafft den Arbeitgebern erhebliche Vorteile, u.a. 

eine extreme Flexibilität, um den Arbeitseinsatz an den 

jeweils schwankenden Umsatz anzupassen und die lan-

gen Öffnungszeiten mit den geringsten Personalkosten 

abzudecken. 

Flexibilisierung von Arbeitszeiten

Mit der Ausdehnung der Öffnungszeiten sind die Arbeits-

zeiten immer unregelmäßiger geworden. Mehr als ein 

Drittel der Betriebe nutzt heute flexible Arbeitszeitmo-

delle. Damit versuchen die Arbeitgeber die Beschäftig-

ten »allzeit flexibel einzutakten«. Flexible Arbeitszeiten 

gehen meist zu Lasten der Beschäftigten. Ohne regel-

mäßige Arbeitszeiten gibt es keine Planungssicherheit 

(Vereinbarkeit von Familie und Beruf).

Leistungsdruck und Arbeitshetze 

Beides, die Flexibilisierung von Arbeitszeiten und Ar-

beitsverhältnissen waren und sind eine wesentliche 

Voraussetzung für die Einsparung von Personal. Der Per-

sonalabbau findet in der Regel schleichend statt; wäh-

rend man die Anzahl der »Köpfe« hochhält, werden die 

Arbeitsstunden reduziert. 

Damit kommt es zu einer massiven Verdichtung der Ar-

beit in allen Bereichen des Einzelhandels. Es gibt kaum 

noch Zeit zum Durchschnaufen. Der Arbeitsalltag ist im-

mer stressiger und monotoner geworden. Die Pro-Kopf-

Leistung wird immer mehr erhöht. Dazu ein paar Zahlen: 

Während die Beschäftigung zwischen 2013 und 2020 

leicht anstieg (um 2,6 % von 3,02 auf 3,10 Millionen Be-

schäftigte), wurde im gleichen Zeitraum der Umsatz um 

28 % erhöht, nämlich von 451 auf 577 Milliarden Euro 

(Quelle: HDE, Zahlenspiegel 2021).

Die minimale Personalbesetzung führt bei den Beschäf-

tigten zu immer höherem Leistungsdruck und Arbeits-

hetze, es bleibt kaum noch Zeit für die Kund*innen. 

Beispiel Kasse: War früher hier ab und an auch mal ein 

kurzes Gespräch möglich, so reicht es heute gerade ein-

mal zu: »Bar oder Karte«? und »Schönen Tag noch!«. 

Entlohnung

Die Tarifeinkommen konnten in den letzten Jahren deut-

lich gesteigert werden, insbesondere mit dem Blick auf 

die unteren Einkommen. Es gibt allerdings weiterhin ei-

nen erheblichen Nachholbedarf! 

Fakt ist aber, dass nur noch 28% der Beschäftigten im 

Einzelhandel heute überhaupt das Tarifentgelt bekom-

men. 

Zu Beginn der Corona-Pandemie ist deutlich geworden, 

wer den Laden am Laufen hält. Auch die Politik erkannte 

plötzlich, dass Verkäufer*innen und Kassierer*innen 

systemrelevant sind. Sie galten Vielen als Corona-Held* 

innen, die gesellschaftliche Bedeutung ihrer Leistung 

wurde auf einmal öffentlich wertgeschätzt... 

Allerdings nur für kurze Zeit. Denn verändert hat sich 

seither kaum etwas, weder bei der Anerkennung noch 

bei der Bezahlung. Die Arbeitgeber haben sich in der zu-

rückliegenden Tarifrunde lange Zeit nicht nur geweigert, 

diese Leistung angemessen zu honorieren. Sie haben 

vielmehr versucht, die Beschäftigten nach Teilbranchen 

zu spalten, z.B. Lebensmittelhandel gegen Textil.

Immer weniger Vollzeit

Von den 3,2 Mio. Arbeit-
nehmer*innen ist heute 
nur noch ein Drittel voll-
zeitbeschäftigt

Immer weniger  
Tarifbindung

Lediglich 28 % der Be-
schäftigten im Einzelhandel 
bekommen das Tarifentgelt

Immer mehr Stress 
und Arbeitshetze 

Hochleistung an der Kasse, 
Schwerarbeit Warenverräu-
mung...

Immer mehr Flexibilität

Befristungen, Werkverträge, 
Leiharbeit, geringfügig 
Beschäftigte... 
Variable Arbeitszeit, 
Kapovaz... 



Man hat über Jahrzehnte versucht, das Ende 

der Innenstädte abzuwenden, indem man alte 

Ansätze einfach weiter gestrickt hat. Fußgän-

gerzonen wurden verlängert, Wohnräume in 

den Zentren weitgehend vermieden.

(W. Christ, in: »Frankfurter Rundschau« vom 7.7.2020)

Wenn die Innenstädte sterben, sehen alle Orte 

bald aus wie Donuts, innen leer mit Rändern 

aus reinen Schlaforten.

(Pressemitteilung SPD-Landtagsfraktion Bayern vom 7.4.2021)

Es braucht Städteplaner und Wirtschaftsförde-

rer, die tatsächlich Handel, Gastronomie, Kul-

tur und Wohnwirtschaft als ein ganzheitliches 

Projekt verstehen.

(RP vom 31.7.2021)

Es rächt sich jetzt, dass die Innenstädte Jahr-

zehnte lang nur nach dem Prinzip der Mieten-

maximierung bewirtschaftet wurden.

(Th. Krüger)

Die Zeit der reinen Einkaufsmeilen ist vorbei. 

Die Menschen wollen etwas erleben, wenn sie 

in die Stadt gehen.

(H. Dedy, Deutscher Städtetag, in: n-tv.de vom 9.7.2021)

Wenn Innenstädte attraktiv bleiben oder 

werden möchten, dann müssen sie mehr Viel-

falt und Qualität, am besten Einzigartigkeit 

bieten. Im Handel, in der Gastronomie und im 

kulturellen Bereich.

(Th. Krüger, in: zdf.de vom 15.8.2020)

In der Vergangenheit beruhte die wirtschaft-

liche Prosperität der Innenstädte vor allem 

auf dem Einzelhandel. Die ökonomische Kraft 

dieser Leitnutzung lässt nach.

(Friedrich-Ebert-Stiftung)

Kein Mensch muss zum Einkaufen noch in die 

Stadt kommen. Aber wenn er gern dorthin 

kommt, kauft er dort vielleicht auch ebenso 

gern ein. Wir können uns nicht mehr allein 

auf die Kraft des stationären Warenangebots 

verlassen, sondern werden in Zukunft noch viel 

stärker auf ein gutes Umfeld angewiesen sein.

(M. Reink, HDE, in: handelsjournal.de vom 4.8.2020)

Viel zu lange haben Verantwortliche darauf 

vertraut, dass in Klein- und Mittelstädten ein 

großer Textilfilialist oder ein Warenhaus als 

Ankermieter genug Attraktion für die ganze 

Innenstadt sein könnte. Von denen sind man-

che ein Opfer des Onlinehandels und eigener 

Fehlentscheidungen geworden.

(RP vom 31.7.2021)

Zitate zum Thema 
Zukunft der Innenstadt
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Leitplanken für eine  
neue Innenstadt 

Die Situation in den meisten Innenstädten ist schwie-

rig – und einfache Antworten und Lösungen gibt es 

nicht. Derzeit diskutieren Verbände, Parteien, Ministe-

rien und Wissenschaft auf verschiedenen Ebenen über 

die Zukunft unserer Innenstädte. Allgemeiner Tenor: Ein  

»Weiter-so« kann es nicht geben, und ein »Zurück-auf-

Start« gibt es auch nicht. Wandlung und Veränderung 

sind notwendig – es braucht neue Lösungen, die nach-

haltig und zukunftsfähig sind.

Um zu überleben werden sich die (Innen-)Städte wandeln 

müssen. Dazu braucht es ein komplexes Bündel kreativer 

Maßnahmen und Ideen, sonst werden die Städte – un-

abhängig von ihrer Größe – weiter an Attraktivität und 

Bedeutung verlieren. Es geht dabei um schnelle Lösungen 

– aber vor allem um langfristig tragfähige Konzepte.

In der Vergangenheit waren die Innenstädte sehr stark 

von Büroflächen und Handel dominiert. Doch die Zeit der 

reinen Einkaufsmeilen ist passé! Stadt ist mehr als ein 

»Einkaufsstandort«, mehr als eine Galerie von Mode-, 

Schuh- und Schmuckläden, mehr als Glas und Beton. 

Der Einkaufsbummel ist zwar immer noch das Hauptmo-

tiv für den Besuch von Innenstädten – vor allem aber für 

ältere Personen (6). Für Jüngere müssen neue Angebote 

und Anreize geschaffen werden – der Handel allein ist 

kein Garant (mehr) für belebte Innenstädte. 

Es braucht mehr Vielfalt und Erlebnis

Die Innenstädte müssen Erlebnisorte sein und gleichzeitig 

Ruhezonen bieten. Ihre Aufenthaltsqualität muss verbes-

sert werden, um die Verweildauer der Besucher*innen 

zu erhöhen. Urbanes Leben heißt Vielfalt! Multifunktio-

nale Stadtzentren heißt das neue Schlagwort. 

Multifunktionalität

Städte müssen wieder Orte des Wohnens, des Handels, 

der Arbeit, der Kultur, der Kommunikation und Begeg-

nung, der Versorgung und der Freizeit werden. Innen-

städte werden nur dann lebendig und wieder attraktiv, 

wenn vielfältige Funktionen miteinander verbunden 

sind. Urbanität heißt immer eine komplexe Mischung 

aus verschiedenen urbanen Funktionen. 

Die Kernthemen heißen Funktionsmischung und Nut-

zungsvielfalt. Durch Nutzungsmischung sollen die Innen-

städte robuster (»resilient«) werden – wenn ein Segment 

ausfällt, müssen andere das ausgleichen können. Der 

Handel ist ein Teil, ein Segment in diesem Verbund.

Die Innenstadt als Gemeingut

Die Stadt gehört nicht einigen Immobilienkonzernen und 

internationalen Modeketten – und Innenstädte dienen 

nicht allein einem möglichst störungsfreien Einkauf. Die 

Innenstädte sollen »Orte der Allgemeinheit, der Kultur, 

des sozialen Austauschs, der Integration und der Teil-

habe« sein. Das erfordert ein Umdenken: Statt weiter 

auf spektakuläre Großprojekte zu setzen, sollte es darum 

gehen, »eine unmittelbar an den Bedürfnissen und Inte-

ressen der Bevölkerung orientierte nachhaltige, gemein-

wohlorientierte Innenstadtentwicklung« zu fördern. 

Das heißt mehr öffentliche Angebote in den Bereichen 

Kultur, Bildung, Gesundheit, Grün- und Wasserflächen, 

mehr soziales/genossenschaftliches Wohnen in der City, 

mehr attraktiver öffentlicher Raum u.a.m. (7). 

Kein Mensch muss zum Einkaufen noch in die 

Stadt kommen. Aber wenn er gern dorthin 

kommt, kauft er dort vielleicht auch ebenso gern 

ein. Wir können uns nicht mehr allein auf die 

Kraft des stationären Warenangebots verlassen.

(M. Reink, in: handelsjournal.de vom 4.8.2020)
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Die Entwicklung nicht dem Markt überlassen

Um lebenswerte (Innen-)Städte zu gestalten, braucht es 

nicht nur kreative Ideen, sondern auch das entschlossene 

Handeln aller relevanten kommunalen Akteure. Dabei 

geht es nicht um kurzfristigen Aktionismus – hier müs-

sen dicke Bretter gebohrt werden. Aus den Fehlern der 

Vergangenheit lernen heißt, die Entwicklung nicht (wie-

der) der Logik des Marktes zu überlassen. Notwendig ist 

es vielmehr, dass die vorhandenen Instrumente hart und 

konsequent für das gemeinsame Ziel eingesetzt werden. 

Beteiligung der Beschäftigten  

und der anderen Akteure

Idealerweise wird man sich vor Ort gemeinsam auf ein 

Zukunftskonzept für eine lebenswerte Innenstadt ver-

ständigen – und dieses dann systematisch umsetzen. Es 

gibt dabei nicht eine Lösung für alle (Innen-)Städte – es 

braucht passgenaue Konzepte zu der jeweiligen Prob-

lemlage vor Ort.

Wir wollen mit anderen gesellschaftlichen Akteuren wie 

den Bürgerinnen und Bürgern, den Kommunen, Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern, der Klimaschutz-

bewegung und kleinen und mittleren Einzelhändlern an 

Konzepten für einen nachhaltigen und zukunftsfähigen 

Handel arbeiten. Gemeinsam für eine lebenswerte (In-

nen-)Stadt.

Aus der Sicht von ver.di Handel sind dabei 
insbesondere die folgenden Themen wichtig:

– Leerstände kreativ nutzen

– �Bezahlbares Wohnen und Leben in der Innen-

stadt fördern

– �Mobilität zukunftsfähig gestalten/Sicherheit 

gewährleisten

– �Handel in einer lebenswerten (Innen-)Stadt: 

Vielfältig, kreativ, sozial und nachhaltig 

– Ein Fonds für die Transformation

– Öffnungszeiten begrenzen

Unsere Positionen für eine 
lebenswerte (Innen-)Stadt

Leerstände kreativ nutzen

Die Leerstandsquote in vielen Städten und Gemein-

den beträgt 20 Prozent, vorrangig betroffen sind Mo-

dehändler (sueddeutsche.de vom 14.7.2021). In vielen 

Großstädten trifft es vor allem Randlagen der City und 

Obergeschosse (2. und 3. Etage).

Mit jeder Geschäftsaufgabe drohen Leerstände, im-

mer öfter auch in den zentralen Lagen. Wenn keine 

Nachfolgenutzung erfolgt, kann dies sehr schnell zu 

Trading-down-Prozessen führen mit erheblichen nega-

tiven Auswirkungen – bis hin zur Verödung ganzer Ein-

kaufslagen. Die Angst vor zugeklebten Schaufenstern 

ist groß – denn dadurch wird die gesamte Umgebung 

abgewertet.

Die Debatte um Nachfolgenutzung ist nicht neu, mitt-

lerweile gibt es dazu zahlreiche Studien, Anregungen 

und praktische Beispiele. Insbesondere die Nachnutzung 

großflächiger Einzelhandelsbetriebe (Warenhäuser!) 

spielt vor Ort eine große Rolle.

Flächenexpansion und Leerstand
Die Handelskonzerne haben Jahr um Jahr die Ver-
kaufsflächen ausgedehnt, bis zuletzt auf 125 Millionen 
Quadratmeter. Und das, obwohl ein stetig wachsender 
Umsatzanteil online getätigt wird. Die Schere zwischen 
stationärer Umsatz- und der Verkaufsflächenentwick-
lung hat sich damit immer weiter geöffnet. Es war 
deshalb nur eine Frage der Zeit, wann diese Überkapa-
zitäten zu Schließungen, Insolvenzen und Leerständen 
führen würden.
Auch hier hat die Corona-Pandemie zwar problemver-
stärkend gewirkt, das Virus ist aber nicht die Ursache 
der Probleme. Die vielen Leerstände sind in erster Linie 
die logische Konsequenz der verfehlten Verkaufsflä-
chenexpansion in einem ruinösen Verdrängungswett-
bewerb.

Die Innenstadt muss bessere Gründe als nur den 

Konsum bieten, warum man sie besuchen soll.

(tagesspiegel.de vom 19.6.2020)
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Es gibt Überlegungen, leerstehende Handelsimmobilien 

in der City in Micro-Depots für die Warenversorgung um-

zurüsten (»letzte Meile«). Auch Nutzungen für soziale 

Infrastruktur, Kultur oder »Coworking Spaces« sind in 

der Debatte. Um den Mangel an Wohnraum in den In-

nenstädten zu verringern, sollten leerstehende Läden in 

Wohnraum rückgebaut werden. Zwischennutzungen ha-

ben dabei an Bedeutung gewonnen. Großstädte fördern 

Konzeptläden und Pop-up-Stores. In Bremen z.B. kön-

nen solche Projektbetreiber 10 Monate mietfrei in der 

Innenstadt ihr Geschäft ausprobieren. Es gibt in vielen 

Orten zahlreiche positive Beispiele, so z.B. in Oldenburg, 

wo in einer ehemaligen Hertie-Filiale ein Kreativzentrum 

entstanden ist (FR vom 31.7.2021).

Nicht alle Vorschläge lassen sich kurzfristig umsetzen, 

deshalb muss jeweils über verschiedene Zwischennut-

zungen nachgedacht werden. 

Der Städtetag hat dazu die Forderung eines sogenann-

ten Bodenfonds erhoben. Mit dem Geld könnten Kom-

munen u.a. leerstehende Handelsimmobilien in den 

Zentren zumindest vorübergehend kaufen oder mieten 

um längere Leerstände zu vermeiden.

Weitere Stichworte: Attraktive Gestaltung der Schau-

fenster, digitale Werbeflächen, Kulturvereine, Begeg-

nungsstätten, Gastronomie, Ausstellungsräume für 

Kunstgalerien. Auch die Nutzung für Betriebsversamm-

lungen und ähnliche Veranstaltungen bieten sich an. Für 

Start-Ups könnten Kurz-Mieten angeboten werden...

Der Bodenfonds ist ein Instrument einer gemeinwohl-
orientierten Wohnungspolitik. Dort sollen alle nicht 
unmittelbar der eigenen Aufgabenerfüllung dienenden 
kommunalen Grundstücke eingebracht werden.

ver.di Handel dazu: Leerstände müssen schnell und 

kreativ genutzt werden. Sie müssen zum Ziel haben, die 

Innenstädte lebendiger und damit attraktiver zu ma-

chen. Nachnutzungen müssen in ein Gesamtkonzept für 

die Zukunft der Innenstadt integriert werden.

Bezahlbares Wohnen und Leben in 
der Innenstadt fördern

Die Innenstadt ist nicht mehr der Lebensmittelpunkt der 

Stadt. Sie hat an Lebendigkeit verloren und sie muss im 

wahren Sinne des Wortes wiederbelebt werden – oder 

besser wieder belebt werden. Nachdem die City über 

die Jahre praktisch entvölkert worden ist, geht es jetzt 

darum sie wieder »bewohnbar« zu machen, um wieder 

Wohnbevölkerung in die Stadt bringen. Das Thema ist 

nicht neu, schon vor vielen Jahren wurde von kompe-

tenter Seite aus gewarnt: »Das Wohnen hat als zentraler 

Bestandteil des innerstädtischen Lebens, als Bindeglied 

zu anderen Nutzungen und als Ansatz zur Nachfrage 

nach ergänzenden Funktionen vor Ort an Bedeutung 

verloren« (8). 

Was es jetzt braucht, sind vor allem bezahlbare Mieten 

in der Innenstadt. Derzeit lässt sich allerdings nicht er-

kennen, dass die Pandemie für sinkende Mieten in den 

Großstädten sorgt. Trotz Lockdown gibt es keine Trend-

wende – die Preissteigerungen auf dem Mietmarkt 

gehen auch 2021 weiter (9). Nach einer Studie der Hans- 

Böckler-Stiftung fehlen in deutschen Großstädten mehr 

als 1,3 Millionen bezahlbare Wohnungen. Der DGB for-

dert in diesem Zusammenhang einen sofortigen Mie-

tenstopp und weitere konkrete Maßnahmen gegen 

die massiven Probleme auf dem innerstädtischen Woh-

nungsmarkt. Die Politik müsse endlich rechtliche Grund-

lagen für Gutes Wohnen schaffen.

In Anbetracht dieser prekären Situation forderte der 

Städtetag schon im August 2020 (siehe oben) einen 

Innenstadt-Bodenfonds. Damit könnten Kommunen 

leichter Immobilien in der Innenstadt erwerben. Be-

gründung: »Wir brauchen mehr Raum für Begegnung 

in den Innenstädten, soziale Einrichtungen, mehr Woh-

nungen und mehr Arbeiten« (RP vom 31.8.2020). Der 
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Hauptgeschäftsführer, Helmut Dedy, dazu: »Wir brau-

chen ein Mietniveau, das nicht nur auf High-End-Mie-

ter ausgerichtet ist. Überspitzt kann man sagen: Mieten 

runter, Menschen rein« (städtetag.de vom 9.2.2021). Es 

geht u.a. um die Umwidmung von Gewerbe- in Wohn-

raum. Dabei spielt die Umnutzung von Leerstand eine 

wichtige Rolle, vor allem von Ladenflächen oberhalb des 

Erdgeschosses.

Zum Weiterlesen:

Dialogbroschüre des DGB »Bezahlbar ist die halbe Miete«. 

Gewerkschaftliche Positionen für eine soziale und nachhaltige 

Wohnungspolitik, Berlin 2021.

Mobilität zukunftsfähig gestalten/
Sicherheit gewährleisten

Die Themen Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung 

und Verkehrsverbesserung werden schon seit langem als 

Prinzipien einer nachhaltigen Stadtplanung anerkannt – 

aber bisher nur äußerst selten umgesetzt...

Dabei werden die Themen Umwelt und innerstädtischer 

Verkehr für die Kommunen immer wichtiger. Gleichzeitig 

beinhalten sie aber auch reichlich Konfliktstoff. Schlag-

wörter in der Debatte sind Verkehrswende, Stärkung 

des ÖPNV, Car-Sharing und E-Mobilität sowie digitale 

Vernetzung der Verkehrsangebote vor Ort. Auch gute 

Parkkonzepte, die u.a. Shuttle-Busse von Parkplätzen am 

Rande der Stadt beinhalten, werden diskutiert.

Im Kern dreht sich die Debatte um eine Rückgewin-

nung des öffentlichen Raums mit dem Ziel einer um-

welt- und nutzerfreundlichen Mobilität. Konkret geht 

es um mehr Flächen für die nicht-motorisierten Ver-

kehrsträger (Fußgänger, Fahrräder), um Privilegierung 

für öffentliche Verkehrsmittel und Carsharing. Es geht 

um moderne alternative Mobilitätsangebote, breitere 

und attraktivere Wege für Fußgänger und Radfahrer. 

Notwendig ist ein kluges ÖPNV-Management. 

Eine gute Erreichbarkeit der Innenstädte würde die Zen-

tren attraktiver machen. Dabei hat auch das Thema 

Sicherheit eine besondere Priorität. So brauchen z.B. 

fahrradfreundliche Innenstädte auch sichere und über-

wachte Fahrradparkplätze. Die Verkehrsangebote müs-

sen hell und übersichtlich gestaltet sein. 

Immer drängender werden City-Logistik-Konzepte, wird 

die Problematik der »letzten Meile«, die Zustellung 

der Pakete in der Innenstadt inklusive der ausufern-

den Retouren. Der Verkehr kommt nicht von der Stelle, 

Paketdienste parken oft in der 2. Reihe. In diesem Zusam-

menhang wird auch eine Diskussion um eine Umwelt-, 

bzw. Sozialabgabe des Onlinehandels zur Finanzierung 

des ÖPNV geführt. 

Im Fokus der Debatte stehen fast ausnahmslos die Be-

sucher*innen bzw. die Kunden*innen der Innenstadt. 

Uns geht es vor allem auch um die Beschäftigten des 

innerstädtischen Einzelhandels! Ein wesentliches Thema 

dabei ist, wie diese zur Arbeit – und vor allem – wieder 

nach Hause kommen. Hier müssen u.a. die Taktzeiten 

des ÖPNV mit den Arbeitszeiten am Abend abgestimmt 

werden! Auch beim Thema Sicherheit müssen die be-

rechtigten Interessen der Beschäftigten (überwiegend 

Frauen) viel stärker berücksichtigt werden. Sie müssen 

sicher und angstfrei zur Arbeit und abends/nachts (ins-

besondere in der dunklen Jahreszeit), wieder sicher nach 

Hause kommen können! 

Die Themen Mobilität und Sicherheit sind Schlüsselthe-

men für die Städte und Gemeinden. Die konkreten (Aus-

gangs-)Bedingungen sind von Ort zu Ort verschieden. 

Deshalb kann es keine »allgemeingültigen« Lösungsvor-

schläge geben.
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Handel in einer lebenswerten 
(Innen-)Stadt: Vielfältig, kreativ, 
sozial und nachhaltig 

Die Innenstadt hat nur dann eine gute Zukunft, wenn sie 

sich als Begegnungsstätte für Shoppen, Flanieren, Woh-

nen, Arbeiten, Kultur etc. präsentiert. Die Innenstädte 

können sich nicht mehr auf ein Handvoll Magnetbetriebe 

verlassen, ihre Anziehungskraft wird sich zukünftig nur 

aus einer Kombination, aus einer Vielfalt von Funktionen 

speisen lassen. 

Der Handel ist eine dieser Funktionen. Gemeinsam, in 

einem kreativen Mix von Wohnen, Arbeiten, Dienstleis-

tungen, Freizeitgestaltung und Kultur kann er mit dazu 

beitragen, die Attraktivität der Innenstädte merklich und 

nachhaltig zu verbessern. Mit der Aneinanderreihung 

der allseits bekannten Mode-, Schuh- und Schmuck-

stores in der Fußgängerzone lässt sich der Kampf um die 

Kund*innen aber nicht mehr gewinnen. 

Der Handel muss seine zukünftige Rolle in der (Innen-)

Stadt neu definieren. Es braucht einen attraktiveren, 

vielfältigeren Einzelhandel vor Ort. Es braucht eine 

ausgewogene und moderne Vielfalt in Bezug auf Sor-

timente, Betriebsformen, Größenklassen und Vertriebs-

kanäle. 

Dabei gilt es festzustellen: Der Onlinehandel fordert die 

Branche – insbesondere den stationären Bereich – he-

raus, ist aber gleichzeitig die Grundvoraussetzung für 

zukunftsfähige Geschäftsmodelle. Mit anderen Worten: 

Der Einzelhandel funktioniert nur noch mit dem Internet 

– nicht dagegen!

Mit Qualität gegen anonyme 
Plattformen

Der innerstädtische stationäre Einzelhandel kann seine 

Stärken nur ausspielen, wenn er das offeriert, was es 

online nicht gibt: Beratung, Service, Ausprobieren der 

Ware. Er muss seine Vorteile der Präsenz ausspielen 

(Ware kann berührt, anprobiert und direkt gekauft wer-

den). Es gilt die emotionale Seite der Kund*innen anzu-

sprechen. Also mit Qualität und Kreativität, mit Service 

und Beratung gegen anonyme Plattformen. 

Der innerstädtische Handel muss mit seinem Personal 

punkten. Um guten Service und Beratung bieten zu kön-

nen braucht der Einzelhandel gutbezahlte, qualifizierte 

Mitarbeiter*Innen. Deshalb muss die Innenstadt auch 

ein Ort für Gute Arbeit werden – mit Betrieben, die sich 

strikt an Regeln, Gesetze und Tarifverträge halten!

Der innerstädtische Einzelhandel muss nachhaltiger 

Handel sein. Das Thema gewinnt zunehmend an Bedeu-

tung, der Druck aus der Politik steigt und auch immer 

mehr Verbraucher*innen erwarten ein entsprechendes 

Handeln der Unternehmen. Eine strikte Ausrichtung auf 

nachhaltigen Handel der ortsansässigen Geschäfte wäre 

zudem ein starkes gemeinsames (Werbe-)Argument.

Der innerstädtische Einzelhandel muss kreativer wer-

den. Neue (Handels-)Ideen braucht die Stadt. Ein Bei-

spiel dafür könnte vielleicht von Galeria Karstadt 

Kaufhof kommen. Das Unternehmen plant einen stra-

tegischen Neustart mit Galeria 2.0. Neben den üblichen 

Sortimenten sollen weitere Services angeboten werden, 

so z.B. städtische Bürgerdienste, Paketabholstationen 

und Vermietung von E-Bikes. Die Konzepte sollen auf 

die lokalen Standorte abgestimmt werden. »Wir wollen 

das vernetzte Herz der Innenstadt werden«, so der Vor-

stand (FR vom 27.7.2021).

Der Branchenmix muss stimmen!

Unsere Innenstädte brauchen nicht nur mehr Vielfalt in 

Bezug auf die urbanen Funktionen – auch die Funktion 

Handel selbst braucht mehr Vielfalt. Die meisten Innen-

städte sind geprägt von einem hohen Filialisierungsgrad 

und textillastigen Sortimenten. 

In letzter Zeit ist zu beobachten, dass Lebensmittelkon-

zerne wie Aldi und Lidl wieder Filialen in der City er-

öffnen, oft auch in den Top-1A-Lagen. Ikea plant in 30 

Metropolen sogenannte XS-Shops zu errichten, das sind 

kleine Einrichtungshäuser mit weniger als 10.000 qm 

Verkaufsfläche. 
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Das sind sicherlich positive Signale für die Innenstadt. Die 

weitere Entwicklung sollte aber nicht dem Markt über-

lassen werden – dies hat, wie die Vergangenheit gezeigt 

hat, oft zu massiven Verwerfungen geführt. 

Einerseits geht es darum, mittels einer konsequenten An-

wendung der Instrumente des Bau- und Planungsrechts 

zu verhindern, dass sich auf der Grünen Wiese noch 

mehr innenstadtschädliche Großprojekte ansiedeln. 

Weitere »Sündenfälle« der Ansiedlungspolitik müssen 

vermieden werden! Hier sind interkommunale Konzepte 

erforderlich, um den ruinösen Wettbewerb unter den 

(Mittel-)Städten einzudämmen.

Der innerstädtische Handel sollte durch Ansiedlungen 

qualitativ aufgewertet werden. Hier müssen sich Städte-

planer und Wirtschaftsförderung aktiv einschalten, um 

den Prozess in die gewünschte Richtung zu steuern. Dort 

wo das Bau- und Planungsrecht weniger greift, müsste 

auf informelle Planung gesetzt werden. Das sind Kern-

aufgaben für das Zentren- und Stadtteilmanagement. 

Auch sollte über die Werbegemeinschaften Einfluss auf 

Immobilieneigentümer genommen werden, um die Aus-

wahl ansiedlungswilliger Betriebe qualitativ zu steuern. 

Dabei geht es u.a. um die richtige Branchen- und Be-

triebsformenmischung, aber auch um eine stärkere Ein-

beziehung von Nahversorgern, um attraktive Marken 

bzw. Unternehmen, ebenso wie regionale Firmen mit 

regionalen Produkten. 

Damit die Innenstadt tatsächlich ein Ort für Gute Arbeit 

wird, sollten neue qualitative Kriterien bei Ansiedlungen 

einbezogen werden. Immer dort, wo staatliche Förde-

rung stattfindet, muss diese an Tariftreue und den Erhalt 

und die Schaffung von sozialversicherungspflichtigen 

Arbeitsplätzen geknüpft werden.

Wer Vielfalt will, muss auch 
Kleinen eine Chance geben!

Der inhabergeführte mittelständische Einzelhandel 

wurde in den letzten Jahren immer mehr an den Rand, 

bzw. ganz aus der Innenstadt gedrängt. Wer wirklich 

Vielfalt im innerstädtischen Handel will, der muss dafür 

sorgen, dass auch Kleine dort überleben können. Ein 

zentrales Thema dabei sind die hohen Gewerbemieten 

die in den Großstädten alteingesessene Geschäfte ver-

drängen. Wer attraktive und vielfältige Innenstädte will 

mit einem Nebeneinander verschiedener Anbieter, vom 

Global Player bis zum inhabergeführten Fachgeschäft, 

der muss dafür sorgen, dass die Gewerbemieten gemin-

dert werden.

Es gibt verschiedene Ansätze und Forderungen, sie rei-

chen von Stundung, einer Umsatz- bzw. frequenzorien-

tierten Miete, temporären Mietsubventionen, bis hin zu 

einem Mietendeckel für Gewerbeimmobilien. 

Nach wie vor haben viele Kleine Defizite in Bezug auf 

Digitalisierung. Um überleben zu können, müssen die 

stationären Einzelhändler auch online präsent sein. Sie 

müssen Offline- und Online-Konzepte zu modernen Ge-

schäftsmodellen weiterentwickeln (click&collect, click& 

meet, etc.). Um den mittelständischen Einzelhandel zu-

kunftsfähig zu machen, gibt es seitens der Politik ver-

schiedene Angebote und Programme auf Bundes- und 

Landesebene. 

Bei der Verzahnung von stationärem und Onlinehandel 

geht es auch darum, die Prozesskompetenz der Beschäf-

tigten zu fördern, damit sie die Ware über die verschie-

denen Kanäle anbieten können. Darüber hinaus geht es 

um die Beteiligung der Beschäftigten bei diesen Prozes-

sen und Arbeitsabläufen.



/  43 

Ein Fonds für die Transformation

Die durch Digitalisierung, Automatisierung, neue Tech-

nik, künstliche Intelligenz und verändertes Kundenver-

halten bedingten Veränderungen müssen gemeinsam 

mit den Beschäftigten gestaltet werden. Die Entwick-

lung hin zu einem zukunftsfähigen Handel ist von gro-

ßer Bedeutung für die Zukunft unserer Städte – und 

damit auch für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

In diesem Zusammenhang fordert ver.di die Einrichtung 

eines öffentlichen Transformationsfonds. Dieser Fonds 

soll »die notwendigen strukturellen Veränderungen im 

Handel unterstützen und dabei entstehende kurzfristige 

Engpässe auffangen und abfedern, um Maßnahmen zu 

Lasten der Beschäftigten zu verhindern sowie Arbeits-

plätze und Einkommen zu sichern« (10). 

Der Grundgedanke dabei ist, dass diese Aufgabe nicht 

durch die Allgemeinheit per Steuern gestemmt wird, 

sondern dass dafür maßgeblich diejenigen herangezo-

gen werden, die die Probleme mit verursacht haben. Es 

geht darum, »dass Unternehmen, die von der aktuellen 

Branchenentwicklung profitieren, in den Fonds einzah-

len, während solche, die durch die Umbrüche vor Prob-

leme gestellt werden, aus ihm Gelder beziehen können« 

(11). Ein mögliches Instrument wäre die Einführung einer 

Digitalsteuer.

Öffnungszeiten  
begrenzen 

Im Zuge der Corona-Pandemie haben Arbeitgeberver-

bände, Lobbyisten und einige Parteien ihre Angriffe 

auf den grundgesetzlich garantierten Schutz des ar-

beitsfreien Sonntags intensiviert. Der Handelsverband 

Deutschland (HDE) fordert insbesondere den Wegfall des 

Anlassbezuges. Bisher sind außerordentliche Geschäfts-

öffnungen an Sonn- und Feiertagen nur zulässig, wenn 

sie als ergänzende Begleitung für ein den Tag prägendes 

Ereignis dienen, etwa Volksfeste oder Messen. 

ver.di wehrt sich zusammen mit ihren Verbündeten aus 

Kirchen und Sozialverbänden in der »Allianz für den 

freien Sonntag« mit allen Mitteln gegen die ständigen 

Attacken auf die arbeitsfreien Sonn- und Feiertage. So 

sind im Laufe der letzten Jahre viele wichtige Urteile auf 

kommunaler sowie Länder- und Bundesebene erstrit-

ten worden, die ver.di und der Sonntagsallianz Recht 

geben.

Die höchsten Rechtsinstanzen in diesem Land haben 

entschieden, dass es ein Grundrecht auf Sonntagsruhe 

gibt, das eng mit weiteren Verfassungsrechten wie dem 

Schutz der Gesundheit, der Familie sowie der Koalitions- 

und Vereinigungsfreiheit verbunden ist.

Ein in dieser Hinsicht bahnbrechendes Urteil des Bun-

desverfassungsgerichtes stammt aus dem Jahr 2009. Es 

legte auch die Grundlage für ein Klagerecht der Gewerk-

schaften, das 2015 in einer weiteren Grundsatzentschei-

dung vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt wurde. 

Die Richter entschieden dabei auch, dass Veranstaltun-

gen wie Feste und Jahrmärkte für sich genommen – also 

nicht erst wegen der Ladenöffnungen – einen beträcht-

lichen Besucherstrom anziehen müssen. Dieser muss die 

zu erwartende Zahl der Ladenbesucher übersteigen. Der 

Anlass muss also prägend sein!

Die Gegner des Sonntagsschutzes greifen nun zum  

»Argument« einer angeblichen Wettbewerbsverzerrung 

zulasten des stationären Handels, da der Onlinehandel 

an 7 Tagen in der Woche 24 Stunden »geöffnet« habe, 
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während der stationäre Bereich reglementiert werde. 

Doch dieses »Argument« wird durch häufiges Wieder-

holen nicht stichhaltiger. Auch im Onlinehandel gilt die 

Sonntagsruhe: Amazon etwa darf am Sonntag einge-

hende Bestellungen erst am Montag bearbeiten. 

Amazon hat versucht, Beschäftigte sonntags arbeiten zu 

lassen, doch das Bundesverwaltungsgericht entschied 

Anfang 2021 in letzter Instanz dagegen: Die Richter er-

klärten zwei Sondergenehmigungen, die Amazon ge-

währt worden waren, für rechtswidrig.

Mit ihrem Grundsatzurteil gegen die Landesregierung in 

Nordrhein-Westfalen bestätigten sie eine Entscheidung 

der Vorinstanz: Das Oberverwaltungsgericht Münster 

hatte einer Klage von ver.di gegen die Arbeit im Versand-

zentrum Rheinberg an zwei Adventssonntagen im Jahr 

2015 stattgegeben. Ein Geschäftsmodell mit kurzfristigen 

Lieferzusagen wie bei Amazon begründe keine Ausnahme 

vom Sonntagsschutz, so das Bundesverwaltungsgericht.

ver.di bewertet diese Entscheidung als wichtigen Erfolg 

für alle Beschäftigten im Handel und wird den Wider-
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stand gegen Sonntags- und Spätöffnungen sowie Nacht-

arbeit gemeinsam mit den Bündnispartnern fortsetzen 

und ausbauen. 

Das von Unternehmerseite benutzte »Argument« der 

Wettbewerbsverzerrung hat einen sehr langen Bart. Die 

Arbeitgeberverbände haben es schon vor einem halben 

Jahrhundert vorgetragen, damals gegen den Versand-

handel. Seither wurden die Ladenöffnungszeiten massiv 

ausgedehnt. Mittlerweile verwischen außerdem immer 

mehr die Grenzen zwischen On- und Offline-Handel. Die 

allermeisten Handelsunternehmen verfügen heute über 

Onlineshops; Handelsketten verzahnen ihr Filialgeschäft 

mit ihren Online-Aktivitäten. Eine strikte Unterscheidung 

zwischen stationären Händlern und Onlinehändlern ist in 

weiten Bereichen deshalb gar nicht mehr möglich. Damit 

kann es faktisch auch keine Wettbewerbsverzerrung zu 

Lasten des »stationären Handels« mehr geben. 

Ein weiteres Argument lautet, dass die von der Pande-

mie in Mitleidenschaft gezogenen Einzelhändler durch 

Sonntagsöffnungen zumindest einen Teil der entgan-

genen Umsätze »nachholen« könnten. Tatsache ist je-

doch, dass Sonntagsöffnungen nicht zu mehr Umsätzen 

führen. Diese werden nur von den Wochentagen auf 

das Wochenende verschoben – bei deutlich höheren Be-

triebs- und Personalkosten für die Händler. Hier wird die 

Not kleiner Anbieter missbraucht, um Sonderöffnungen 

für die Großen durchzusetzen. Die Konzerne nutzen die 

Ladenöffnungszeit bekanntlich als Mittel zur Verdrän-

gung. So leidet der mittelständische Textileinzelhandel 

nicht an einem Zuwenig an Öffnungszeit. Er leidet unter 

der Politik großer Modeketten, die mit ihrer Marktmacht 

und ihrer aggressiven Vertriebs- und Preispolitik den klei-

nen selbstständigen Händlern immer mehr das Wasser 

abgraben. 

Ein Blick zurück: 2006 wurde der Ladenschluss zur Län-

dersache erklärt. In der Folge kam es zu ganz unter-

schiedlichen Regelungen in den Bundesländern. So gilt 

in Bayern nach wie vor das (bundesweite) Ladenschluss-

gesetz, dort kann an Werktagen nur zwischen 6 und 

20 Uhr geöffnet sein. Die Anzahl der verkaufsoffenen 

Sonntage ist auf maximal vier begrenzt. Im Saarland 

sind die Öffnungszeiten werktags auf 6 bis 20 Uhr be-

grenzt. Rheinland-Pfalz und Sachsen limitieren die Öff-

nungszeiten werktags auf 6 bis 22 Uhr. In den meisten 

anderen Ländern erlauben die Gesetze die Öffnung der 

Geschäfte an sechs Tagen die Woche rund um die Uhr 

(»6x24-Regelung«).

So hat sich bei den tatsächlichen Öffnungszeiten ein 

wahrer Flickenteppich herausgebildet – zum Ärger vieler 

Kund*innen, denen die Planungssicherheit fehlt. Wer in 

die Stadt zum Einkaufen geht, muss wissen wann wel-

ches Geschäft öffnet oder schließt. Um die Attraktivität 

der Innenstädte zu verbessern, braucht es abgestimmte 

Öffnungszeiten. Dafür müsste der Öffnungsrahmen ent-

sprechend verkleinert werden. 

Die überlangen Öffnungszeiten, vor allem im Lebensmit-

telhandel, wo zahlreiche Läden bis 24 Uhr geöffnet ha-

ben, führen zu erheblichen zusätzlichen Belastungen für 

die Beschäftigten (schlechte Arbeitszeitlage, schlechte 

Arbeitsbedingungen) und zu großen Problemen auf dem 

Nachhauseweg. 

Die verlängerten Öffnungszeiten haben außerdem ent-

gegen der damaligen Versprechungen keine neuen 

existenzsichernden Arbeitsplätze geschaffen. Vielmehr 

haben sie dazu geführt, dass der Anteil der sozialver-

sicherungspflichtigen Vollzeitjobs immer weiter zurück-

gedrängt wird. Im Jahre 2000 gab es im deutschen 

Einzelhandel noch 50 Prozent Vollzeitbeschäftigte – 

heute sind es nur noch 37 Prozent. Fast zwei Drittel al-

ler Beschäftigten sind in Teilzeit oder Minijobs. Viele von 

ihnen würden ihre Arbeitszeit gerne verlängern, dürfen 

dies aber nicht. 

Es fehlt den Kund*innen nicht an Zeit, sondern an Geld 

zum Einkaufen. Die massive Deregulierung der Öffnungs-

zeiten hat die Innerstädte nicht attraktiver gemacht! Im 

Gegenteil: Viele kleine Anbieter sind verdrängt worden 

– die Vielfalt ist verloren gegangen. 

Die Forderung nach noch mehr Ladenöffnungszeit 

geht völlig an den Problemen des innerstädtischen 

Einzelhandels vorbei und ist keine Politik für eine 

lebenswerte (Innen-)Stadt, sondern nur für eine 

Handvoll Konzerne!
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Die Zukunft der Innenstädte
Positionspapier des ver.di-Bundesvorstands

Die Corona-Pandemie stürzte viele stationäre Einzel-

händler, Gastronomen und Kulturschaffende in eine 

wirtschaftliche Krise. Die Gastronomie, die Hotellerie, die 

Reisebranche, Teile des Handels, die Kultur- und Kreativ-

wirtschaft sowie der Sport- und Freizeitbereich mussten 

starke Umsatzeinbußen hinnehmen. Zahlreiche kleine und 

mittlere Einzelhandels- und Dienstleistungsgeschäfte ha-

ben bereits aufgegeben. Ein fortschreitendes Ladensterben 

könnte die Funktionsvielfalt der Stadtzentren bedrohen. 

Darüber hinaus werden die Digitalisierung des Einzelhan-

dels und die wachsende Bedeutung des Homeoffice die 

innerstädtische Nutzung dauerhaft verändern.

Die Pandemie verstärkt den Strukturwandel der letzten 

Jahrzehnte. Die Digitalisierung, eine Reurbanisierung des 

Wohnens, ein verändertes Mobilitätsverhalten und der 

Klimawandel prägen zunehmend die Entwicklung der 

Innenstädte.

Wirtschaftliche Konzentrationsprozesse und Digitalisie-

rung drängten den kleinen und mittleren stationären 

Einzelhandel an den Rand. Jahrzehntelang stiegen die 

Verkaufsflächen und die Zahl der kleinen und mittel-

ständischen Einzelhändler sank. Unterfinanzierte Städte 

betrieben eine verwertungsorientierte Stadtentwicklung 

und setzten bevorzugt auf zahlungskräftige Nutzungen.

Billigketten wuchsen, inhabergeführte Geschäfte und 

große Kaufhäuser mussten schließen, die Filialisierung 

schritt voran, Handelsgeschäfte zogen an den Stadt-

rand und in Gewerbegebiete, die Nutzungszyklen von 

Handelsimmobilien verkürzten sich und die Leerstände 

nahmen zu. Die innerstädtischen Leerstände führen zu 

rückläufigen Passantenzahlen, Trading Down und Kauf-

kraftabflüssen. Die Versorgungssituation der Innenstädte 

verschlechtert sich und die öffentlichen Räume veröden.

Die Krise ist aber auch eine Chance, zukünftig einen 

nachhaltigeren Entwicklungspfad einzuschlagen. Unsere 

Städte und Gemeinden sollten stärker gemeinwohlori-

entiert weiterentwickelt werden. Kulturorte und soziale 

Einrichtungen, der öffentliche Raum als Ort der Begeg-

nung sowie Freizeitaktivitäten sollten eine wichtigere 

Rolle spielen. Gleiches gilt für den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung. Dadurch kann die Aufenthaltsqualität 

und Nahversorgung der Innenstädte verbessert werden. 

Bund und Länder müssen die Städte und Gemeinden auf 

diesem Weg unterstützen.

Fairer Wettbewerb

Der Einzel- und Versandhandel sowie viele andere Dienst-

leistungsbranchen haben eine unterdurchschnittliche 

Lohnentwicklung. Die in Tarifverhandlungen durchge-

setzten Reallohnzuwächse wurden durch Tarifflucht und 

den hohen Anteil an Minijobs verwässert. Die Arbeits-

bedingungen haben sich verschlechtert.

Im Einzelhandel, in der Gastronomie, in der Kultur- und 

Kreativwirtschaft sowie im Sport- und Freizeitbereich 

sind die Personalkosten ein großer Kostenblock. Eine ge-

ringe Tarifbindung, prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

und unzureichende Qualitätsstandards führen zu einem 

massiven Lohndruck, hoher Arbeitsintensität und langen 

Arbeitszeiten. Die zwangsläufige Folge ist ein brutaler 

Preis- und Kostenwettbewerb. 

Im Einzel- und Versandhandel nahm die Bedeutung von 

Tarifverträgen ab. Nur noch 28 Prozent der Beschäftig-

ten im Einzel- und Versandhandel werden durch Tarif-

verträge geschützt, im Groß-und Außenhandel sind es 

lediglich 33 Prozent.

Anhang4
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Niedriglöhne und unsichere Beschäftigungsverhältnisse 

wachsen. Jeder dritte Arbeitsplatz ist inzwischen ein Mi-

nijob. Lediglich in den letzten zwei Jahren ging die Zahl 

dieser geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wieder 

zurück. Dieser Unterbietungswettbewerb muss gestoppt 

werden. Staatliche Regulierung kann die Voraussetzun-

gen für einen Qualitätswettbewerb im Einzel- und Ver-

sandhandel schaffen.

	• �Dafür brauchen wir allgemeinverbindliche Flächenta-

rifverträge.

	• �Minijobs müssen durch reguläre sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigungsverhältnisse ersetzt werden.

	• �Keine Sonntags- und Feiertagsöffnung. Eine Aus-

weitung der Ladenöffnungszeiten unter der Woche 

fördert lediglich die Verdrängung kleiner Geschäfte 

durch große Einzelhandelsketten.

Unfairen Wettbewerb im Einzel- und Versandhandel gibt 

es auch aufgrund einer ungleichen Besteuerung. In einer 

zunehmend digitalisierten Wirtschaft sind Gewinne nicht 

mehr an stationäre Betriebstätten gebunden. Während 

viele stationäre Einzelhändler Einkommenssteuer und Ge-

werbesteuer zahlen, verschieben gerade die großen On-

line-Händler ihre Gewinne in Steueroasen. Amazon zahlt 

auf der ganzen Welt effektiv nur 11,8 Prozent Steuern.

	• �Deswegen muss der Umsatz großer Online-Händler 

künftig vor Ort besteuert werden.

Kommunalfinanzen stärken

Die Gestaltungskraft der Kommunen ist stark abhängig 

von ihrer Finanzlage. Die Städte und Gemeinden kön-

nen konjunkturbedingt rückläufige Steuereinnahmen 

nicht durch Kredite auffangen. Deswegen kürzen sie in 

wirtschaftlich schlechten Zeiten häufig ihre Investitionen. 

Zudem belastet die kommunale Finanznot den lokalen 

Wirtschaftskreislauf. Für Bürgerinnen und Bürger ist sie 

mit Einschränkungen kommunaler Angebote und ver-

minderter Aufenthaltsqualität verbunden.

Erschwerend wirkt sich die strukturelle Unterfinanzie-

rung vieler Kommunen (insbesondere Saarland, Rhein-

land-Pfalz, NRW) aus. Diese Altschulden gehen zu Lasten 

der Stadtentwicklung. Die krisenbedingten Steueraus-

fälle der Städte und Gemeinden werden 2021 und 2022 

auf jeweils über neun Milliarden Euro geschätzt. Aktuell 

braucht es einen Rettungsschirm für die Kommunen, um 

deren schweren Einnahmeverluste und steigenden Aus-

gaben auszugleichen.

Für die Entwicklung der Innenstädte gibt es bereits um-

fangreiche staatliche Förderprogramme (Städtebau-

förderung, Förderprogramm Innenstädte, Anpassung 

urbaner Räume an den Klimawandel, etc.). Die Heraus-

forderungen der Pandemie und des Klimawandels erfor-

dern aber zusätzliche finanzielle Kraftanstrengungen.

	• �Die krisenbedingten Steuerausfälle der Kommunen 

müssen auch 2021 und 2022 durch einen Rettungs-

schirm des Bundes ausgeglichen werden.

	• �Ein Altschuldenfonds muss chronisch unterfinanzierte 

Städte und Gemeinden entschulden.

	• �Wir brauchen ein Förderprogramm für die Innen-

städte. Dafür sollten 500 Millionen Euro jährlich über 

einen Zeitraum von fünf Jahren zur Verfügung gestellt 

werden.

Ökologische Verkehrswende

Das automobile Wachstum stößt in den Städten an seine 

Grenzen. In überfüllten Straßen gehört der Stau zum All-

tag. Das Fahrzeug wird zum Stehzeug. Gleichzeitig be-

lastet die wachsende Blechlawine Mensch und Umwelt 

– Millionen Stadtbewohner leiden unter Feinstaub, Stick-

oxiden, Unfällen. Für eine ökologische Verkehrswende 

muss der öffentliche Nah- und Fernverkehr in den nächs-

ten Jahren ausgebaut werden.

	• �Die Beförderungskapazität des ÖPNV muss bis 2030 

verdoppelt werden.

	• �Der öffentliche Nahverkehr braucht ein dichteres 

Netz, erweiterte Betriebs- und kürzere Taktzeiten so-

wie saubere Antriebssysteme. Die Barrierefreiheit von 

Haltestellen und Fahrzeugen sollte erhöht, zusätzliche 

Haltestellen eingerichtet sowie das Tarifsystem verein-

facht und vereinheitlicht werden.

	• �Der ÖPNV benötigt über Ampelvorrangschaltungen 

und Busspuren freie Fahrt gegenüber dem Individual-

verkehr.

	• �Ein gut ausgebauter Nah- und Fernverkehr erfordert aber 

auch mehr gut bezahltes und qualifiziertes Personal.

	• �Außerdem sollte der öffentliche Nahverkehr deutlich 

verbilligt und perspektivisch kostenlos werden.

Car-Sharing und Pooling-Dienste können ÖPNV sowie 

Bahn ergänzen und die Lücke zwischen Individualverkehr 
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und öffentlichem Verkehr schließen. Das erfordert aber 

eine strikte Regulierung der neuen Mobilitätsdienste. 

Diese dürfen den ÖPNV nicht kannibalisieren.

Darüber hinaus sollte die Fußgänger- und Radverkehrs-

infrastruktur der Städte ausgebaut werden. Autofreie 

Innenstädte, mehr Tempo-30-Zonen und baulich ab-

getrennte Wege schützen Fußgänger. Radwege sind 

baulich vom Autoverkehr zu trennen und mit fahrrad-

freundlichen Ampelschaltungen auszustatten. Zudem 

sollte ein bundesweites Radschnellwegenetz aufgebaut 

werden. Schließlich ist das Parken von Fahrrädern in 

Wohnquartieren und Zielorten durch gute und sichere 

Fahrradstellplätze zu verbessern.

In der Pandemie stieg nicht nur der Individualverkehr, son-

dern auch urbane Verteilerverkehre sowie Kurier-, Express-, 

und Paketdienstleistungen. Auch diese Verkehre müssen 

auf ein notwendiges Maß beschränkt werden. Städte und 

Gemeinden sollen lebenswert bleiben und gleichzeitig die 

Bevölkerung umfassend versorgen können. 

Auf fossilen Brennstoff basierende Wirtschaftsverkehre 

müssen zeitnah auf alternative CO2-neutrale Antriebe 

umgestellt, oder, wo möglich, durch Lastenfahrräder 

(zum Beispiel ggf. bei Kurierdiensten) ersetzt werden. 

Darüber hinaus müssen die Löhne und Arbeitsbedin-

gungen bei vielen Kurier-, Express-, und Paketdiensten 

dringend verbessert werden. Die Tarifbindung muss ge-

fördert werden, die Tariftreue muss zwingende Voraus-

setzung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge wie auch 

bei der öffentlichen Förderung von urbanen Logistikkon-

zepten sein.

Der Arbeitsmarkt in der Kurier-, Express-, Paketbranche 

ist nach wie vor zweigeteilt. Auf der einen Seite gibt 

es Paketdienste mit fest angestellten Mitarbeitern, auf 

der anderen Seite bestehen Paketdienste, die praktisch 

ausschließlich mit Werksverträgen/Nachunternehmern 

arbeiten. Gerade in der Auslieferung – auf der so ge-

nannten letzten Meile – hat das Ausmaß von prekärer 

Beschäftigung mit dem starken Sendungswachstum 

weiter zugenommen. Bei den Nachunternehmern tragen 

vor allem die beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer einen großen Anteil am Betriebsrisiko. Eine 

Tarifbindung ist gerade bei Kleinstunternehmen faktisch 

kaum durchsetzbar. Daraus ergibt sich als zentrale For-

derung zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 

die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Kurier-, 

Express und Paketbranche die Vorgabe, dass im Bereich 

der Sortierung, des Transportes und der Auslieferung in 

einem Unternehmen kein Fremdpersonal mehr einge-

setzt werden darf. Nur so können Nachunternehmerket-

ten, die die Ursache für Lohn- und Sozialdumping sind, 

verhindert werden.

Wohnungs-, Boden- und Liegenschaftspolitik

Die Städte und Gemeinden müssen dem pandemiebe-

dingten Ladensterben und dem Mangel an bezahlba-

rem Wohnraum politisch entgegenwirken. Gewachsene 

Wirtschaftsstrukturen sollten erhalten und Leerstand be-

seitigt werden.

	• �Dafür sollten Städte leerstehende Ladenlokale vorü-

bergehend anmieten können, um anschließend neue 

Nutzer zu finden, welche die Innenstädte wiederbele-

ben können.

	• �Gleiches gilt für den Zwischenerwerb von Schlüssel-

immobilien (Kaufhäuser, etc.), welche für die Innen-

stadtentwicklung von zentraler Bedeutung sind. Zu 

diesem Zweck sollte das Vorkaufsrecht der Städte ge-

stärkt werden. Der Immobilienkauf sollte zum gutach-

terlich ermittelten Verkehrswert erfolgen.

	• �Leerstehende Gebäude sollten leichter für neue Zwe-

cke umgewidmet werden können. Dafür muss das 

Bauplanungsrecht des Bundes verändert werden.

Viele Städte und Gemeinden müssen zukünftig für mehr 

bezahlbaren Wohnraum – auch in den Stadtzentren – 

sorgen. Hier stehen zunächst der kommunale und ge-

nossenschaftliche Wohnungsbau in der Verantwortung. 

Darüber hinaus müssen die Städte den starken Mietan-

stieg durch Mietenbremse und Mietendeckel begrenzen. 

Darüber hinaus können die Kommunen mit eigenen 

Liegenschaften günstiges Bauland mobilisieren. Zu die-

sem Zweck sollten die Kommunen nach der Pandemie 

zusätzliche Flächen erwerben. Ein Investitionsfonds »Zu-

kunft Wohnen« des Bundes könnte die Kommunen da-

bei unterstützen.

Kultur stärken

Die Kultur- und Kreativwirtschaft musste im letzten 

Jahr aufgrund des Lockdowns starke Umsatzeinbu-

ßen hinnehmen. Keine andere Branche war so früh, 

so umfassend und so lange von den Maßnahmen zur 
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Bekämpfung der Pandemie betroffen. Kulturschaffende 

gehören zu den Berufsgruppen, die unter COVID-19 am 

stärksten mit wegbrechenden Erwerbsmöglichkeiten 

umgehen mussten. Soloselbständige und projektbasiert 

Beschäftigte litten und leiden aufgrund fehlender Rück-

lagen und nicht auf sie ausgerichteten Hilfsprogrammen 

besonders unter den Folgen. Die Bundesregierung hat 

reagiert und ein zwei Mrd. Euro schweres Rettungs- und 

Zukunftsprogramm »Neustart Kultur« sowie einen 2,5 

Mrd. Euro schweren Kulturfonds aufgelegt. 

	• �Nach der Pandemie müssen die Förderprogramme für 

die Kultur- und Kreativbranchen fortgesetzt werden. 

Dabei muss konsequent darauf geachtet werden, 

dass das Geld auch tatsächlich bei Kulturschaffenden 

ankommt – auch bei pandemiebedingten Absagen.

	• �Die soziale Absicherung soloselbstständiger Erwerbs-

formen muss verbessert werden. Im Kulturbereich 

wurden diese Defizite besonders deutlich.

Vielfältige Kulturlandschaften sind von zentraler Be-

deutung für lebendige und zukunftsfähige Innenstädte. 

Ohne Orte, an denen Filme gezeigt, Theater erlebt, Mu-

sik gehört, Lesungen gehalten, Ausstellungen ermöglicht 

und Clubs geöffnet werden, veröden unsere Städte. Kul-

turorte sind Begegnungsorte, in denen Gesellschaft ge-

lebt und erlebt wird. Gerade in Umbruchszeiten sollten 

sich Städte und Kommunen verstärkt darum bemühen, 

Kulturorte in Innenstädten zu gestalten und künstleri-

sches Schaffen durch angemessene Förderstrukturen zu 

ermöglichen.

Kunst und Kultur ist immer auch Erwerbsarbeit – zu 

oft miserablen Bedingungen. Wir brauchen ein (neues) 

Verständnis von Kultur-Finanzierung, welches auch die 

hybriden, unterbrochenen oder projektgebundenen Er-

werbsbiographien von Kulturschaffenden konsequent 

abbildet.

	• �Förderrichtlinien müssen soziale Mindeststandards, 

wie sie Tarifverträge sicherstellen können, zur über-

prüfbaren Voraussetzung machen. Wo noch keine 

kollektivenVerträge existieren – etwa für Selbststän-

dige – müssen branchenbezogene Mindesthonorare 

zur Fördervoraussetzung werden.

	• �Kommunen und Städte sollten konsequent überprü-

fen, wie Immobilien lokalen Kunstszenen zu Verfü-

gung gestellt werden können. Dafür müssen recht-

liche Hürden beseitigt und finanzielle Ressourcen für 

die Ausstattung der Arbeits- und Ausstellungsräume 

bereitgestellt werden.

	• �Wir brauchen eine echte Kultur-Finanzierung, die die 

Kulturförderung als freiwillige öffentliche Leistung 

ablöst. Sie muss als Pflichtaufgabe in den Landesver-

fassungen einschließlich der kommunalen Ebene fest-

geschrieben werden.

Darüber hinaus muss stets die Bedeutung kultureller Bil-

dung für eine lebendige Stadtgesellschaft mitgedacht 

werden. Der Zugang zu Kunst und Kultur wird häufig in 

prekären und unterfinanzierten Strukturen geleistet, die 

unter den Einschränkungen der Corona-Pandemie viel-

fach zusammengebrochen sind. 

Kommunen und Städte müssen ihrer Verantwortung 

gerecht werden, den Zugang zu kultureller Bildung un-

abhängig vom Haushaltseinkommen zu ermöglichen. 

Deshalb braucht es bessere Arbeitsbedingungen in den 

öffentlichen Angeboten kultureller Bildung – an kommu-

nalen Musikschulen, für Kunstlehrende an allgemeinbil-

denden Schulen, in der Erwachsenenbildung und für die 

pädagogische Arbeit an Theatern und Museen. Kultur-

Schaffen darf kein Privileg bestimmter Milieus sein, die 

es sich leisten können prekär zu arbeiten.

Primat der Politik

Die Kommunen können für eine gemeinwohlorientierte 

Entwicklung ihrer Innenstädte eine zentrale Rolle spielen. 

Sie können die unterschiedlichen Akteure – Gewerbe-

treibende, Immobilienbesitzer, Sozialverbände, Gewerk-

schaften, Umweltverbände – an einen Tisch bringen, 

um gemeinsam die Entwicklung der Innenstädte voran-

zubringen. So können beispielweise Nutzungskonzepte 

entstehen, die einen Mix zahlungskräftiger und zah-

lungsschwacher Nutzungen vorsehen.

Darüber hinaus können die Kommunen über öffent-

liche Einrichtungen – Theater, Museen, Hochschulen, 

Bibliotheken, Schulen) selbst Impulse für die Innenstadt-

entwicklung setzen. Gleiches gilt für den Umgang mit 

Leerständen, bezahlbaren innenstadtnahen Wohnraum 

und den öffentlichen Verkehr. Notwendige Vorausset-

zung dafür ist jedoch eine ausreichende finanzielle Aus-

stattung der Kommunen.

Berlin, den 4. November 2021



Anlage 2

50 / 

Innenstadt

In der öffentlichen Debatte wird immer wieder der Begriff Innenstadt bzw. (Innen-)Stadt verwendet. In Wahrheit ist 

dieser Begriff recht vage, denn es gibt keine allgemein verbindliche Definition. Kein Wunder, denn jede Stadt ist ver-

schieden. 

Innenstadt wird sprachlich oft gleichsetzt mit dem inneren Teil einer Stadt, mit City, Fußgängerzone, Stadtmitte, 

Stadtzentrum u.a.m. 

Planungsrechtlich ist in den meisten Städten das Kerngebiet identisch mit der Innenstadt. Hier gelten die Vorschriften 

des § 7 BauNVO.

Großstadt – Mittelstadt – Kleinstadt

Im Fokus stehen meist die Großstädte mit ihren Pracht- und Flaniermeilen. Dabei wird übersehen, dass Deutschland 

ein »Land der Mittelstädte« ist. Über 600 Städte hierzulande bringen es auf eine Einwohnerzahl zwischen 20.000 und 

99.999 Einwohner. 

In Deutschland gibt es (Stand Ende 2020) insgesamt 80 Großstädte und 621 Mittelstädte. Die vier größten Städte, 

Berlin, Hamburg, München und Köln haben mehr als 1 Million Einwohner.

Städte- und Gemeindetypen

Großstädte 
Ab 500.000 Einwohner – große Großstadt
Ab 100.000 Einwohner – kleine Großstadt

Die 10 größten Städte in Deutschland sind Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt/M., Stuttgart, 
Düsseldorf, Leipzig, Dortmund, Essen.

Mittelstädte
Ab 50.000 Einwohner – große Mittelstadt
Ab 20.000 Einwohner – kleine Mittelstadt

Die 10 größten Mittelstädte sind Kaiserslautern, Cottbus, Hanau, Witten, Schwerin, Ludwigsburg, Esslingen, 
Gera, Iserlohn, Düren.

Kleinstädte 
Ab 5.000 Einwohner

Attraktive Mittelstädte

Viele Mittelstädte haben in der Vergangenheit durch die Grüne Wiese und/oder Schließung von Warenhäusern ge-

litten und an Attraktivität verloren. Aber längst nicht alle!

Die Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) untersucht regelmäßig, welche Einzelhandelszentralität die einzelnen 

Städte haben, also wie groß ihre Anziehungskraft ist. Ein Fazit der letzten Untersuchung lautet: »Mittelstädte werden 
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für Einzelhändler immer attraktiver«. Und weiter: »Viele Grund- und Mittelzentren sind hochattraktive Einzelhandels-

standorte« (marktforschung.de). In dem GfK-Ranking liegen 6 der Top 10 Stadtkreise in Bayern. 

Die Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung (GMA) beschäftigt sich mit Fragen des Einzelhandels und der Stadt-

entwicklung. In dem GMA-Städte-Ranking werden die attraktivsten Mittelstädte ermittelt. 

Wie die Untersuchungen von GMA und GfK zeigen, gibt es eine Reihe von Mittelstädten, die durch eine kluge Politik 

vor Ort einen erfolgreichen Weg eingeschlagen haben. Diese positiven Beispiele sollten zu denken geben!

Die GfK-Studie zur Einzelhandelszentralität 
2019 untersucht, welche Regionen durch Kaufkraft-
zuflüssen von überdurchschnittlichen stationären 
Einzelhandelsumsätzen profitieren.

Die Top 10 waren:
Trier
Passau
Würzburg
Straubing
Schweinfurt
Weiden
Zweibrücken
Flensburg
Rosenheim
Koblenz

Das GMA-Städteranking deutscher Mittelstädte 
untersucht ein ganzes Bündel von Faktoren. 
Daraus ergab sich 2017 folgende Gesamtreihen-
folge der attraktivsten Mittelstädte:

Die Top 10 waren:
Ludwigsburg
Troisdorf
Sindelfingen
Erlangen
Langenhagen
Rüsselsheim
Ulm
Landshut
Hanau
Meerbusch
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Einige Strukturdaten zum deutschen Einzelhandel

Unternehmen, Beschäftigte und Umsatz nach Größenklassen (Auszug)

Größenklasse Anzahl Unternehmen Beschäftigte Umsatz Mrd. Euro

alle 298.527 3.261.714 506.775

Weniger als 1 Mio. Euro 257.049 855.654 57.386

(...) (...) (...) (...)

Mehr als 10 Mio. Euro 4.100 1.662.190 352.165

Quelle: Statistisches Bundesamt (Angaben für 2018). 

Die Tabelle zeigt wie stark die Unternehmenskonzentration ist: 1,3 Prozent aller Unternehmen erwirtschaften 69 

Prozent des Umsatzes.

Umsatz

Einzelhandelsumsatz 2020 gesamt: 577,4 Mrd. Euro (= 100 %)
davon:

Stationär: 504,6 Mrd. Euro (= 87,4 %) 
Online: 72,8 Mrd. Euro (= 12,6 %)

Größte Sortimentsbereiche:
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren: 237 Mrd. Euro
Einrichtungsgegenstände, Geräte für den Haushalt: 111 Mrd. Euro
Bekleidung und Schuhe: 77 Mrd. Euro.

Über 43 Prozent des gesamten Umsatzes im deutschen Einzelhandel entfallen auf Nahrungsmittel, Getränke 
und Tabakwaren (Angaben für 2019).

Verkaufsfläche

Die gesamte Einzelhandelsverkaufsfläche in Deutschland beträgt 125,1 Mio. qm.

Damit entfallen pro Kopf der Bevölkerung rechnerisch 1,45 Quadratmeter Verkaufsfläche.
Quelle: handelsdaten.de

Arbeitnehmer*innen 2020

Anzahl Arbeitnehmer*innen gesamt: 3.187.000 (100 %)
davon:

sv. Vollzeit 1.181.700 (37,1 %)

sv. Teilzeit 1.193.000 (37,4 %)

Geringfügig Beschäftigte 580.100 (18,2 %)

Nebenjobber*innen 231.900 (7,3 %)

Quelle: Wabe-Institut 2021.
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Einige Strukturdaten zu Einkaufszentren, FOC (Outlet Center) und Einkaufsstraßen

Die größten Einkaufszentren in Deutschland

EKZ Ort Verkaufsfläche Betreiber

CentrO Oberhausen Oberhausen 125.000 qm Unibail-Rodamco-Westfield Germany

Dodenhof Ottersberg-Posthausen 125.000 qm Dodenhof Posthausen KG

Ruhrpark Bochum Bochum 115.600 qm Unibail-Rodamco-Westfield Germany

Paunsdorf Center Leipzig 113.000 qm Unibail-Rodamco-Westfield Germany

Ostseepark Schwentinental 110.000 qm ECE

Chemnitz-Center Chemnitz 95.500 qm CMC Center Management GmbH

Nordwestzentrum Frankfurt 94.500 qm
Nordwestzentrum VG/
Unibail-Rodamco-Westfield Germany

Main-Taunus-Zentrum Sulzbach 91.000 qm ECE

Gropius-Passagen Berlin  85.500 qm Unibail-Rodamco-Westfield Germany

RheinRuhrZentrum Mülheim a.d.Ruhr 79.000 qm ECE

Kurzporträts zweier Einkaufszentren

CentrO Oberhausen

Eröffnung: 1996
Bedeutung: Größtes Center in Deutschland
Verkaufsfläche: 125.000 qm (brutto)
Geschäfte: 237, davon Fashion 99, Schuhe 51
Parkplätze: 14.000
Besucher: 15 Mio. pro Jahr
Betreiber: Unibail
Eigentümer: Unibail/Canada Pension

Paunsdorf Center Leipzig

Eröffnung: 1994 / Sanierung: 2012
Bedeutung: Größtes EKZ in Sachsen
Verkaufsfläche: 113.000 qm
Shops: 126, davon Fashion: 59
Restaurants: 28
Parkplätze: 7.300
Betreiber: mfi (Unibail)
Eigentümer: Unibail/ AXA-Investment
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Verkaufsfläche der bestehenden Outlet Center in Deutschland 2020

FOC Verkaufsfläche in qm

Outletcity Metzingen 40.700 qm

Zweibrücken Fashion Outlet 21.000 qm

Designer Outlet Neumünster 20.000 qm

Ochtum Park 18.800 qm

Designer Outlet Wolfsburg 18.000 qm

Designer Outlet Berlin 16.500 qm

Halle Leipzig 16.000 qm

Ingolstadt Village 15.200 qm

Wertheim Village  13.500 qm

Designer Outlet Ochtrup 11.650 qm

Quelle: de.statista.com 2021.

Die TOP 10 Einkaufsstraßen in Deutschland nach Passantenfrequenz im Juli 2021

Neuhauser Straße, München

Kaufinger Straße, München

Georgstraße, Hannover

Schildergasse (West), Köln

Zeil (Mitte), Frankfurt/M.

Schildergasse (Mitte), Köln

Königstraße (Nord), Stuttgart

Theatinerstraße, München

Spitalerstraße, Hamburg

Hohe Straße (Süd), Köln

Quelle: handelsdaten.de 2021.
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Fünfzig Jahre Geschichte der Warenhäuser

KARSTADT HERTIE KAUFHOF HORTEN

1977 Übernahme von 
Neckermann

Gründung der 
Niedrigpreiskette Bilka

Niedrigpreiswarenhaus
Kaufhalle

Ausgliederung kleiner 
Filialen in Horten Extra

1977 Auflösung der  
Niedrigpreiskette Kepa

1988 Entwicklung  
Galeria-Konzept

KAUFHOF

1995

Übernahme Horten/Verschmelzung mit Kaufhof 
Warenhaus AG

1996 

L. Mandac, vormals Vorstandssprecher von Horten,  
wird CEO der Kaufhof Warenhaus AG.

Fusion mit Metro Cash & Carry. Zur Kaufhof Holding 
zählen u.a. Kaufhof, Horten, Kaufhalle, Media-Markt, 
Saturn, Vobis, Hawesko, Jacques’ Wein-Depot... 

CEO der Holding ist W. Urban.

1998 

Gründung der Verwertungsgesellschaft Divaco 
(zusammen mit Deutscher Bank und Gerling). 

In die »Bad Metro« wurden rd. 250 »ungeliebte« 
Beteiligungen ausgegliedert, u.a. Adler, Kaufhalle, 
Völkner, Reno.

2000 

– Verkauf der Kaufhalle an Oviesse

– Metro trennt sich von der Divaco

2008 

Metro erklärt, Kaufhof gehöre nicht mehr zum 
strategischen Geschäft; Umwandlung in Galeria  
Kaufhof GmbH...

Seit 2007 wird über den Verkauf von Kaufhof spekuliert. 
2011 war u.a. auch Berggruen an einer Übernahme 
interessiert.

KARSTADT

1994 
Übernahme Hertie (u.a. KaDeWe)

1999 
W. Urban wird Mitglied im Karstadt-Vorstand (zuvor 
CEO Kaufhof Holding).

1999 
Die KarstadtQuelle AG entsteht aus der Fusion Karstadt 
AG und Quelle Schickedanz AG & Co. 116.500 Beschäf-
tigte: Karstadt, Quelle, Hertie, Neckermann, Runner’s 
Point, SinnLeffers, Wehmeyer u.a. 
Als Dachgesellschaft firmiert die Arcandor AG.

2000 
W. Deuss verlässt nach 18 Jahren als CEO Karstadt. 
Sein Nachfolger wird W. Urban

2004 
– Urban muss das Unternehmen verlassen.
– Th. Middelhoff (»Big T«) wird CEO der Arcandor AG.
– Verkauf von SinnLeffers, Wehmeyer, Runner’s Point.
– �Verkauf Karstadt Kompakt (75 kleinere Filialen) an den 

Investor Dawnay Day. Die Filialen firmieren dann unter 
»Hertie«.

2006 
Verkauf der Warenhaus-Immobilien an Highstreet – da-
durch wächst die Mietbelastung in den Filialen immens.

2008 
Hertie meldet Insolvenz an;
3.400 Beschäftigte verlieren ihren Arbeitsplatz

2009 
Arcandor beantragt Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 
Verhandlung über Beschäftigungs- und Standortsiche-
rung - die Belegschaft verzichtet für drei Jahre auf große 
Teile der tariflichen Leistungen. 
Gegen Middelhoff wird ein Ermittlungsverfahren wg. 
des Vorwurfs der Untreue eingeleitet...

1980 waren in den vier Warenhauskonzernen 183.000 Beschäftigte tätig

Ende der 1970er/Anfang der 1980er Jahre erste größere Schließungswelle

1993 betrieben die vier Unternehmen noch 375 Warenhaus-Filialen  
mit einer Gesamtverkaufsfläche von 3,5 Mio. Quadratmetern

2010 betrieben die zwei Warenhauskonzerne noch 196 Filialen mit einer 
Gesamtverkaufsfläche von 2,5 Mio. Quadratmetern



56 / 

KARSTADT

2010 
N. Berggruen erhält Zuschlag zur Übernahme. 
Die Belegschaft verzichtet auf 150 Mio. Euro.

2013 
Berggruen verkauft die Premium- und Sporthäuser an 
R. Benko (Signa).

2014 
Signa kauft Karstadt für den symbolischen Preis 
von 1 Euro.

KAUFHOF

2011 
besteht die Metro AG aus 4 Bereichen: 
C&C, Media-Markt/Saturn, Real und Kaufhof.

2015 
Hudson’s Bay Company (HBC) übernimmt Galeria 
Kaufhof für 2,8 Mrd. Euro von Metro.

Mandac werlässt nach 20 Jahren den Vorstandsvorsitz 
im Streit mit HBC.

2018 
Übernahme durch Signa.

GALERIA KARSTADT KAUFHOF

2018 Zusammenschluss Karstadt und Kaufhof (Signa 50,01 %/HBC 49,99 %).

2019 Gemeinsamer Auftritt als Galeria Karstadt Kaufhof GmbH; Signa wird alleiniger Eigentümer.

2020 Das Unternehmen schließt 40 seiner Häuser – rd. 3.200 Beschäftigte verlieren ihren Job.

2021 Galeria Karstadt Kaufhof betreibt nun noch 131 Filialen mit rund 18.000 Beschäftigten.

2021 Das Unternehmen will sich unter dem Konzept »Galeria 2.0« neu ausrichten.

Quellen: PWC; brandeins.de 2006: »Der Arbeiter«; wiwo.de vom 1.4.2020; zdf.de vom 23.6.2020: »Der Niedergang von Karstadt Kaufhof«; sowie eigene Recherche.
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Das erste Warenhaus, Le Bon Marché wurde 1838 in Paris eröffnet. 

Émile Zola beschreibt in seinem Roman »Das Paradies der Damen« 

das Warenhaus als einen Palast des Konsumrausches.

»Was früher einmal ein Gravitationsfeld jedes Stadtzentrums war, ist 

heute oft nur noch verwaltete Leere«.

(Die Zeit vom 16.8.2020)

»Warenhaus-Romantik und Insolvenzkampf: Die Karstadt-Geschichte«.

 (nordbayern.de vom 17.7.2009)

Die Warenhäuser des 20. Jahrhunderts waren Sehnsuchtsorte. »Es war 

wie ein Museum für Tagträume«.

(stn.de vom 27.8.2014)

»So sieht der Albtraum aller Bürgermeister aus. Ein riesiger, herunter-

gekommener Betonklotz aus den 70er Jahren mit über und über Graffiti 

besprüht. An einem Mauervorsprung nisten Tauben, der Beton bröckelt, 

Rost zerfrisst die Eisenstreben. Das ehemalige Karstadt-Haus in der 

Großen Bergstraße in Hamburg-Altona steht seit fünf Jahren leer«.

(stern.de vom 4.8.2008)

»Großstadt, Weltstadt, Karstadt« – so bewarb der Warenhauskonzern 

in den 1920er Jahren seinen Neubau am Hermannplatz in Berlin.

»Der Patient liegt auf der Intensivstation«.

(Th. Middelhoff, 2004)

»Das waren Traditionspunkte in Innenstädten, wo Menschen nicht nur 

eingekauft haben, sondern sich auch miteinander verständigt haben«.

(C. Kaminsky, OB von Hanau, in: deutschlandfunk.de vom 6.10.2020)

Zitate zum Warenhaus

Zwei Welten 
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